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Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag) um 10:04 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die 25. Sitzung der Bür-
gerschaft (Landtag) ist eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und Vertreter der Medien. 

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung entnehmen können. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [LKR]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mehr-
heitlich mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Fünfte Verordnung zur Änderung der 24. Verord-
nung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2  
Mitteilung des Senats vom 13. April 2021  
(Drucksache 20/905) 

Dazu 

Änderungsantrag zur „Fünften Verordnung zur 
Änderung der 24. Verordnung zum Schutz vor 
Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2“  
Änderungsantrag der Fraktion der CDU  
vom 15. April 2021  
(Drucksache 20/909) 

Wir verbinden hiermit: 

Vierte Verordnung zur Änderung der 24. Verord-
nung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2  
Mitteilung des Senats vom 9. April 2021  
(Drucksache 20/897) 

und 

Beteiligung der Bürgerschaft beim Erlass von 
Coronaverordnungen – Vierte Verordnung zur 
Änderung der 24. Coronaverordnung  
Mitteilung des Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschusses  
vom 12. April 2021  
(Drucksache 20/898) 

Der Senat hat am 9. April 2021 die Vierte Ände-
rungsverordnung der 24. Coronaverordnung an die 
Bürgerschaft übersandt. Der Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsausschusses hat sich damit in sei-
ner Sitzung am 12. April 2021 befasst und seinen 
Bericht dazu vorgelegt. 

Zudem hat uns der Senat die Fünfte Änderungsver-
ordnung der 24. Coronaverordnung übersandt. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordnete 
Thomas Röwekamp. 

Das Mikrofon läuft noch nicht. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör (SPD): Stört aber 
nicht!) 

Meine Damen und Herren, ich würde sagen, wir 
unterbrechen die Sitzung, bis wir die technischen 
Schwierigkeiten überbrückt haben. 

(Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Dann machen wir eine Pause! – Bürgermeis-
ter Dr. Andreas Bovenschulte: Dass Sie einmal ein 
Mann der leisen Worte sein würden!) 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, ich würde sagen, wir 
unterbrechen die Sitzung für zehn Minuten und 
dann schauen wir weiter. – Danke schön. 

(Unterbrechung der Sitzung 10:05 Uhr) 

 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/905
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/909
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/897
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/898
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Präsident Imhoff eröffnet die Sitzung wieder um 
10:12 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung wird hiermit wieder eröffnet. Wie eben ange-
kündigt steigen wir jetzt in die Debatte der Tages-
ordnungspunkte eins, zwei und drei ein und als 
erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Thomas Röwekamp. 

Abgeordneter Thomas Röwekamp (CDU): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Aus zahlreichen Gesprächen mit 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, weiß ich, 
dass das für jeden einzelnen von uns, aber auch für 
unsere Fraktionen und Parteien unverändert eine 
extrem schwierige Lage ist, in der wir auch heute 
wieder darüber reden müssen, welche Einschrän-
kungen in ihrem privaten Leben und in ihrer beruf-
lichen Ausübung wir den Menschen in Bremen und 
Bremerhaven zumuten müssen. 

Dabei weiß ich aus diesen Gesprächen auch, keiner 
macht sich die Entscheidung leicht. Anders als bei 
den sonstigen Debatten, die uns hier im Parlament 
außerhalb der Pandemie beschäftigen, geht es 
auch nicht so sehr um die Frage, wer hat Recht und 
wer hat Unrecht, sondern es geht eher um die 
Frage, jeweils abzuwägen, ob wir eigentlich das 
Richtige tun. Anders als bei Debatten über Bil-
dungspolitik, Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik, Ar-
beitsmarktpolitik und Wohnungsbaupolitik ist es, 
glaube ich, bei der Debatte um die Folgen der Pan-
demie so, dass es eben kein absolut richtig und 
kein absolut falsch gibt. 

Wir sind von unseren politischen Überzeugungen 
natürlich immer zu einhundert Prozent auch hier im 
Parlament überzeugt und treten in den Wettbe-
werb um die besseren Lösungen. Aber bei der 
Frage, welche Grundrechtseinschränkungen gebo-
ten sind, zu welchem Abwägungsergebnis wir im 
Einzelnen kommen und welche Maßnahmen wir 
fortschreiben wollen, gibt es diese absolute Richtig-
keit weder in den Überzeugungen noch in der wis-
senschaftlichen Erkenntnis. Aktuell raten uns die 
Experten vom Robert Koch-Institut, RKI, und an-
dere Epidemiologen ebenso wie Intensivmediziner 
und alle, die mit Krankenhäusern und Intensivsta-
tionen zu tun haben, dringend dazu, dass wir in 
Deutschland insgesamt in einen sogenannten har-
ten Lockdown gehen. Die Ministerpräsidentin von 
Mecklenburg-Vorpommern hat es heute Morgen 
angekündigt, dass ihr Land ab Montag bereits die 

im Infektionsschutzgesetz vorgesehenen Maßnah-
men umsetzen wird unbeschadet des Ausgangs der 
Debatte um diese Novelle. 

Der Deutsche Bundestag debattiert zur Stunde 
über die Frage, ob wir die sogenannte Notbremse, 
das heißt die Verschärfung der Kontaktbeschrän-
kungen und anderer notwendiger Maßnahmen bis 
hin zur Schließung von Schulen, bundesweit ein-
heitlich in einem Infektionsschutzgesetz regeln. 
Am Montag wurde die Konferenz der Ministerprä-
sidentinnen und Ministerpräsidenten mit der Be-
gründung abgesagt, dass es keine gemeinsame Li-
nie gibt. Gleichzeitig steigt die Inzidenz deutsch-
landweit und auch in Bremen ist sie in den letzten 
Tagen sehr volatil gewesen. Gerade gestern ist sie 
in der Stadtgemeinde Bremen wieder ein bisschen 
gesunken, aber unverändert bewegen wir uns in 
einem Bereich von deutlich über 100. 

Wir haben hier im Parlament schon darüber ge-
sprochen und gestritten, ob die Inzidenz eigentlich 
der richtige, der einzig ausschlaggebende Wert für 
die Frage sein soll, ob wir die Grundrechte der 
Menschen weiter einschränken. Auch darüber gibt 
es übrigens unterschiedliche Auffassungen. Es gibt 
wissenschaftlich unterschiedliche Auffassungen, 
aber es gibt auch juristisch unterschiedliche Auf-
fassungen. Gerade heute wurde öffentlich, dass 
beispielsweise die hessische Staatsregierung eine 
juristische Stellungnahme erstellt hat, aus der sich 
ergibt, dass der Inzidenzwert allein sicher nicht das 
Bild der Gefährdung der Menschen in ihrer Ge-
sundheit in Deutschland zutreffend widerspiegelt. 

Die Ausgangslage ist also so, dass keiner so richtig 
weiß, was eigentlich konkret die richtigen Maß-
nahmen sind und niemand kann vorhersehen, ob 
die Maßnahmen, die wir bisher zur Geltung ge-
bracht haben und die mit der Coronaverordnung 
des Senats heute verlängert werden sollen, eigent-
lich die richtigen Maßnahmen sind. Es gibt keinen 
wissenschaftlichen Nachweis dafür, dass das Infek-
tionsgeschehen beispielsweise durch den Einzel-
handel in besonderer Weise getrieben wird. Es gibt 
keinen wissenschaftlichen Nachweis dafür, dass 
sich die Infektionszahlen dramatisch verändern, 
wenn die Außengastronomie geöffnet wird. Es gibt 
keine wissenschaftliche Erkenntnis darüber, dass 
es besonders gefährlich ist, kontaktlosen Sport im 
Freien zu betreiben, auch in Gruppen, die größer 
sind als zwei Haushalte. 

Wir wissen also nicht so genau, wo sich die Men-
schen auf welche Weise anstecken. Lassen Sie 
mich das an dieser Stelle auch gleich sagen: Wenn 
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wir irgendwann einmal retrospektiv auf die Frage 
schauen, was wir eigentlich seit dem Frühjahr letz-
ten Jahres gemacht haben und was richtig war und 
was falsch war, werden wir, meine ich, sehr schnell 
zu dem Ergebnis kommen, dass wir am Anfang der 
Pandemie teilweise die falschen Entscheidungen 
getroffen haben. Wir können zum Beispiel über die 
Corona-Warn-App zwar rückverfolgen, ob ein Kon-
takt mit einer infizierten Person zustande gekom-
men ist, wir können aber nicht zurückverfolgen, wo 
und mit wem dieser Kontakt zustande gekommen 
ist. Es hat damals eine Debatte darüber gegeben, 
ob das datenschutzrechtlich zulässig ist, neben 
dem Infektionsereignis auch den Infektionsort zu 
speichern und damals wurde entschieden, dass der 
Datenschutz in dieser Frage wichtiger sei, als der 
Gesundheitsschutz. 

Ich kann für die CDU-Fraktion hier in Bremen sa-
gen, wir halten diese Entscheidung für falsch. Wir 
müssen mit den technischen Mitteln, mit denen wir 
ausgestattet sind und die uns zur Verfügung ste-
hen, in der Lage sein, möglichst weitgehend auch 
das Infektionsgeschehen zurückzuverfolgen. Es 
kann nicht sein, dass wir in einem Hochtechnolo-
gieland wie Deutschland, in einem Land, das Spit-
zenreiter beispielsweise – wie ich heute gelesen 
habe – wie Bremen in der Künstlichen Intelligenz 
sein will – –. Wir können nicht zulassen, dass wir 
auf für den Gesundheitsschutz notwendige Daten-
erhebungen und -auswertungen verzichten, nur 
weil wir dem Datenschutz eine höhere Priorität ein-
räumen als dem Gesundheitsschutz, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Mit dieser Einschränkung stellt das RKI fest, dass 
wahrscheinlich nur ein Sechstel der tatsächlich ge-
meldeten Fälle einem Umfeld zugeordnet werden 
können. Fünf Sechstel sind ein besorgniserregen-
des Dunkelfeld. Wenn wir dieses eine Sechstel al-
lerdings zugrunde legen, das das RKI ausgewertet 
hat, dann wissen wir, die Mehrzahl der Infektionen 
findet unverändert im privaten Umfeld statt. An 
zweiter Stelle kommen Schule und Kita und an drit-
ter Stelle kommt der Arbeitsplatz. Das sind die 
Wege, über die sich, wie gesagt, nur zu einem 
Sechstel der zurückverfolgbaren Daten, die meis-
ten Menschen anstecken. 

Mit den Maßnahmen, die bundesweit bisher in der 
Ministerpräsidentenkonferenz abgestimmt waren 
und mit der Bundesregierung in Übereinstimmung 
gebracht worden sind, zielen wir auch deswegen 

gerade nicht auf das konkrete Infektionsgesche-
hen, weil wir es gar nicht kennen. Sondern wir ver-
suchen mit Maßnahmen, wie den Einschränkun-
gen des öffentlichen Lebens, mit Betriebsschlie-
ßungen im Bereich von Einzelhandel, Gastronomie, 
Sportbetrieben und vielen anderen, mit Beschrän-
kungen bei der Religionsausübung, mit Einschrän-
kungen und Testpflicht in Schulen, vagem Infekti-
onsgeschehen zu begegnen, ohne zu wissen, ob 
diese Maßnahmen wirklich zielgerichtet vor Ort 
helfen. Deswegen tun wir uns so schwer, die ein-
zelnen Maßnahmen immer wieder miteinander ins 
Gleichgewicht zu bringen. 

Mit der heute vorliegenden Verordnung schreibt 
der Senat die bisher geltenden Regelungen für 
weitere drei Wochen fort. Als wir über die jetzt 
noch geltende und zur Verlängerung anstehende 
Verordnung hier im Parlament vor gut zwei Wo-
chen debattiert haben, habe ich für die CDU-Frak-
tion angekündigt, dass wir die Maßnahmen für 
richtig halten und auch weiter unterstützen, wir 
aber erwarten, dass im Hinblick auf den Beschluss 
der Ministerpräsidentenkonferenz von Ende März 
der Senat in die nächste Verordnung eine Ermäch-
tigung für die Durchführung von Modellversuchen 
aufnimmt. 

Der Bürgermeister hat dazu ein Gespräch angebo-
ten, das letzte Woche auch mit allen Fraktionsvor-
sitzenden und den Sozialpartnern stattgefunden 
hat, wie der Bürgermeister das im Gespräch selbst 
genannt hat. In diesem Gespräch war, glaube ich, 
ohne dass es einen formalen Beschluss gegeben 
hat, am Ende klar, wir wollen uns darauf vorberei-
ten, wenn die Infektionslage die Durchführung von 
Modellversuchen auch in Bremen und Bremer-
haven zulässt. Wir haben darüber gesprochen, was 
die Kriterien sein können, ob ein Infektionsgesche-
hen mit dem Inzidenzwert von einhundert der rich-
tige Maßstab ist – was offengeblieben ist, sage ich 
ausdrücklich. Wir haben darüber gesprochen, ob 
und wie viele Modellprojekte wir zulassen, ob sie 
sektoral oder regional sein sollen. Das war, wie ich 
fand, ein fruchtbarer Gedankenaustausch mit dem 
Ergebnis – so habe ich es wahrgenommen –, dass, 
gebe ich auch zu, abhängig vom Ergebnis der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz, die noch terminiert 
war für diesen Montag, am Dienstag der Senat über 
das weitere Vorgehen beraten wollte. 

Seitdem hat sich etwas geändert, das gestehe ich 
zu. Die Ministerpräsidentenkonferenz ist abgesagt 
und das Bundeskabinett hat am Dienstag eine No-
velle des Infektionsschutzgesetzes auf den Weg ge-
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bracht, dass die Notbremse, die bisher Beschluss-
lage der Ministerpräsidentenkonferenz war und 
die durch Rechtsverordnung in den Ländern umge-
setzt worden ist, nunmehr Bestandteil des Infekti-
onsschutzgesetzes werden soll. 

Auch diese Maßnahme, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen, ist natürlich nicht unumstritten. Be-
vor aber die Frage gestellt wird, ob das, was dort 
vereinbart und was im laufenden Gesetzgebungs-
verfahren jetzt beraten wird, eigentlich verfas-
sungsrechtlich zulässig ist, ist ja zunächst einmal 
die Frage zu stellen, ob die Maßnahmen, die darin 
enthalten sind, notwendig und geeignet sind, um 
das derzeitige Infektionsgeschehen auch tatsäch-
lich zu beherrschen. Wenn man weiß, dass die 
Mehrzahl der Infektionen voraussichtlich im priva-
ten Umfeld stattfindet, dann reden wir natürlich so-
fort über sehr sensible Grundrechtseingriffe, mit 
denen eine Kontrolle oder auch eine Regelung in 
Bezug auf diese Kontakte stattfinden kann. 

Wie will man eigentlich kontrollieren, dass sich nur 
fünf Personen aus zwei Haushalten in ihrer eigenen 
Wohnung, Garage, auf dem eigenen Grundstück 
treffen? Wie will man verhindern, dass, außer dass 
Nachbarn Anzeigen erstatten, solche privaten Tref-
fen stattfinden und ohne Einhaltung von Abstand, 
Maske und anderen Hygienevorschriften durchge-
führt werden? Die Erfahrung hat gezeigt, dass es 
nicht die Frage ist, welche Regelung ich treffe, also 
ob ich fünf Personen aus zwei Haushalten oder wie 
bei der Notbremse zwei Personen plus eine weitere 
Person aus einem anderen Haushalt zulasse. Die 
Frage ist, halten sich die Menschen daran und wie 
kann ich eigentlich diese Regelung durchsetzen. 

Die Erfahrung zeigt, dass die bisherigen Maßnah-
men ungeeignet waren und wir es nicht geschafft 
haben, die Menschen mehrheitlich auf diese Kon-
taktbeschränkungen zu verpflichten. Es hat immer 
wieder Verstöße gegeben, teilweise sensationsge-
eignete Verstöße, teilweise aber auch ganz nor-
male Alltagsverstöße, teilweise aus Unkenntnis o-
der Fahrlässigkeit, teilweise, was Partys betrifft, 
auch mit großer Absicht. 

Ich persönlich kann sagen, dass ich glaube, dass 
eine Beschränkung, eine öffentliche Ausgangsbe-
schränkung in der Zeit von 21 Uhr bis 5 Uhr grund-
sätzlich geeignet ist, die Einhaltung dieser Kon-
taktbeschränkungen auch kontrollierbar durchzu-
setzen. Ich habe zur Kenntnis genommen, dass die 
FDP der Auffassung ist, dass dieser Eingriff unver-
hältnismäßig sei, und zwar nicht nur juristisch son-
dern auch politisch unverhältnismäßig sei und es 

mildere Mittel gäbe. Ich bin gespannt, sehr geehr-
ter Herr Professor Hilz, welche milderen Mittel zur 
Beschränkung der persönlichen Kontakte die FDP 
heute vorschlagen wird. Ich will für die CDU-Frak-
tion klar sagen, ich kann mir nicht vorstellen, dass 
wir mit öffentlichen Sicherheitskräften wie Polizei 
und Ordnungsamt Wohnungskontrollen in Bremen 
und Bremerhaven durchführen, um festzustellen, 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

wie viele Menschen sich in einem Haushalt aufhal-
ten und ob sich diese Menschen an die geltenden 
Regeln halten oder nicht. Die Unverletzlichkeit der 
Wohnung und der Eingriff in die Privatsphäre der 
Menschen, die von solchen Beschränkungen be-
troffen sind, rechtfertigt unserer Ansicht nach 
keine anlassunabhängigen flächendeckenden 
Kontrollen in privaten Wohnungen, meine Damen 
und Herren. Eine solche Maßnahme wird es mit 
den Stimmen der CDU auf keinen Fall geben! 

(Beifall CDU) 

Was also kann das mildere Mittel sein, mir fehlt die 
Fantasie. Ich glaube deswegen, dass die Ausgangs-
beschränkungen, auch da mit den Erfahrungen, wo 
wir sie auch in Deutschland schon hatten und so, 
wie sie Frau Schwesig auch in Mecklenburg-Vor-
pommern ab Montag umsetzen wird, wie wir sie 
schon in Baden-Württemberg gehabt haben und 
wie wir sie auch in anderen Teilen unseres Landes, 
gerade in Hochinzidenzgebieten immer anlassbe-
zogen gehabt haben – –. Eine solche Ausgangs-
sperre ist natürlich grundsätzlich geeignet, die ent-
sprechenden Kontaktbeschränkungen auch wirk-
sam durchzusetzen. Der öffentliche Raum ist für die 
Polizei kontrollierbar. 

Natürlich können wir, wenn Menschen zwischen 
21 und 5 Uhr unterwegs sind, überprüfen, ob sie ei-
nen begründeten Anlass dafür haben oder eben 
nicht und wir müssen nicht in die Privatsphäre der 
Menschen eingreifen, sondern wir können es wie 
bei Verkehrskontrollen und anderen Kontrollen im 
öffentlichen Raum zweifelsfrei sicherstellen. Ich 
glaube deswegen, dass die Maßnahme der Aus-
gangsbeschränkungen zumindest politisch zu-
nächst einmal geeignet ist, das zu überprüfen. 

Ich weiß, dass eingewandt wird, das hindert die 
Menschen doch nicht daran, das zu umgehen, sich 
dann vor 21 Uhr zu treffen oder nach 5 Uhr nach 
Hause zu kommen. Ja, meine Damen und Herren, 
die Gefahr ist immer vorhanden, dass, wenn man 
Regeln aufstellt, sich Menschen daran nicht halten. 
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Aber, wir würden doch auch nicht auf die Idee 
kommen, das Strafgesetzbuch oder die Ordnungs-
widrigkeitenvorschriften zu ändern, nur weil sich 
Menschen nicht daran halten. Die Mehrheit der 
Menschen, meine Damen und Herren, hält sich an 
die Vorschriften und wir reden über diejenigen, die 
gegen die geltenden Regeln verstoßen. Ich bleibe 
dabei, die Ausgangsbeschränkung ist zunächst po-
litisch geeignet, eine solche Kontaktbeschränkung 
durchzusetzen, meine Damen und Herren! 

Ich weiß, dass das juristisch umstritten ist. Es gibt 
das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg, 
es gibt ganz viele andere Entscheidungen, zuletzt 
übrigens auch die Entscheidung des Verwaltungs-
gerichts Bremen zur Ausgangssperre in Bremer-
haven, die ja nicht vollständig gekippt worden ist, 
sondern in der Entscheidung, wenn man sie nach-
liest, wird sie nur vom täglichen, zeitlichen Umfang 
und von der Geltungsdauer kritisch gesehen. 

Deswegen glaube ich, ist es auch unter diesem Ge-
sichtspunkt richtig, dass wir uns jetzt nicht in föde-
ralen juristischen Bewertungen verlieren, sondern 
dass mit der Aufnahme der Ausgangssperre in das 
Infektionsschutzgesetz ein zutreffender Rechtsweg 
eröffnet wird, nämlich der zum Bundesverfas-
sungsgericht. Und das ist der Hüter unserer Grund-
rechte und kann am Ende darüber entscheiden, ob 
die Maßnahme, die ich politisch für geboten halte, 
juristisch tragfähig ist oder nicht. 

Der Bürgermeister hat schon erklärt, er selbst hat 
Zweifel, ob das juristisch tragfähig ist. Diese Zwei-
fel werden von der Bundesjustizministerin, die 
auch der SPD angehört, offensichtlich nicht geteilt, 
denn der Kabinettsentwurf ist ohne Bedenken der 
Justizministerin vom Kabinett beschlossen worden. 
Der wird auch von anderen Juristen in der Bundes-
regierung, wie dem sozialdemokratischen Außen-
minister, der auch Jurist ist, nicht geteilt. Es gibt 
darüber offensichtlich mehr als zwei juristische 
Meinungen, aber es gibt nicht die absolut richtige 
und die absolut falsche Meinung. 

Auch in meiner Fraktion, will ich an dieser Stelle 
ausdrücklich sagen, gibt es Befürworter und Geg-
ner der Ausgangssperre. Aber, ich bleibe dabei, ich 
halte sie für geeignet und ich halte es juristisch 
auch für vertretbar, die Ausgangssperre bundes-
weit einheitlich zu regeln, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

Die weiteren Bestimmungen des Infektionsschutz-
gesetzes nehmen die bisherige Notbremse auf. An-
ders als öffentlich vermittelt hat Bremen sich ja 

auch in der Vergangenheit nicht zu einhundert 
Prozent an die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-
konferenz gehalten. Wir haben die Kontaktbe-
schränkungen nicht verschärft und unsere Verord-
nung enthält bisher auch keine Ausgangsbe-
schränkungen als Ermächtigungsgrundlage. Das 
heißt, auch wir in Bremen haben zu der Vielstim-
migkeit der bisher geltenden Regelungen unseren 
Beitrag geleistet. Ich glaube, dass die Menschen 
draußen einen Anspruch darauf haben, dass es 
bundesweit einheitliche Regeln zu diesen weitrei-
chenden Grundrechtseingriffen gibt und deswegen 
unterstützen wir als CDU-Fraktion die Bestrebun-
gen, diese Notbremse auch in das Infektionsschutz-
gesetz des Bundes aufzunehmen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Wir haben bei der letzten Debatte bereits angekün-
digt, dass wir die inhaltlichen Maßnahmen der Ver-
ordnung mittragen, auch wenn wir nicht von jeder 
einzelnen Maßnahme überzeugt sind. Dabei bleibt 
es. Wir sind aber der Auffassung, dass das Verspre-
chen, das wir uns einander gegeben haben, näm-
lich, dass wir als Bremer Verordnungsgeber auch 
in unsere Verordnung die Ermächtigung aufneh-
men, über Modellversuche zu entscheiden, wenn 
die Inzidenz und das Infektionsgeschehen das zu-
lassen, eingehalten werden soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in zwölf 
von 16 Ländern sind die Modellversuche Gegen-
stand der geltenden Verordnungen. Nur die linken 
Regierungen in Thüringen, Berlin und Bremen ha-
ben eine solche Regelung bisher ebenso wie Bran-
denburg nicht aufgenommen. In allen anderen 
Ländern, meine Damen und Herren, ist Vorberei-
tung dafür getroffen worden, dass, wenn wir ein 
stabiles Infektionsgeschehen haben, dass nach 
Auswertungen des RKI bereits in wenigen Wochen 
eintreten kann, unter strengen Vorkehrungen bei 
Inzidenz und Testung, aber auch bei der Rückver-
folgung Modellprojekte durchgeführt werden kön-
nen. 

Wir wollen in Bremen nicht die letzten sein, die in 
dieser Situation, wenn es möglich und zulässig ist, 
ab einer Inzidenz von unter 100 über Modellpro-
jekte debattieren. Wir wollen heute die Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass in Bremen wie in den 
meisten anderen Ländern auch, die Voraussetzun-
gen geschaffen werden und wir uns vorbereiten. 
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Die Bürgermeisterin Frau Dr. Schaefer hat bei der 
Debatte um den Klimatopf hier im Parlament ge-
sagt, sie habe nur leere Schubladen vorgefunden, 
als die CDU aus der Regierung ausgeschieden ist. 
Meine Damen und Herren, uns geht es jetzt genau 
darum. Wir wollen, wenn es das Infektionsschutz-
gesetz zulässt, keine leeren Schubladen vorfinden, 
wenn es um die Frage von Modellprojekten geht. 
Wir wollen jetzt den Wettbewerb ausloben. Wir 
wissen, dass viele sich schon darauf vorbereitet ha-
ben für den Einzelhandel, für die Gastronomie, für 
den Sport entsprechende Konzepte zu entwickeln. 
Wir wollen, dass wir damit jetzt die rechtlichen Vo-
raussetzungen schaffen, wie in allen anderen Län-
dern auch und deswegen haben wir mit dem vor-
liegenden Antrag das Versprechen des Bürger-
meisters eingelöst, dass wir im Rahmen dieser Ver-
ordnungsverlängerung auch über das Thema Mo-
dellprojekte reden, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! 

(Beifall CDU) 

Deswegen möchte ich Sie bitten, stimmen Sie un-
serem Antrag zu, in dem Wissen, dass das derzei-
tige Infektionsgeschehen Modellprojekte nicht zu-
lässt, aber dass wir uns gemeinsam vorbereiten auf 
den Zeitpunkt, der hoffentlich schnell kommt, in-
dem wir auch in Bremen und Bremerhaven über 
Modellprojekte miteinander debattieren können. 
Geben Sie den Menschen in Bremen und Bremer-
haven die gleiche Chance wie in Hamburg und 
Nordrhein-Westfalen, in Rheinland-Pfalz und auch 
in anderen Bundesländern wie Baden-Württem-
berg. Vertrösten sie sie nicht auf eine ungewisse 
Zukunft, sondern lassen sie uns jetzt gemeinsam 
die Vorbereitungen treffen – stimmen Sie unserem 
Entwurf zu. 

(Glocke) 

Wenn Sie das nicht tun, was angekündigt ist, Herr 
Präsident, kündige ich zum Abstimmungsverhalten 
an, dass wir als CDU-Bürgerschaftsfraktion das 
erste Mal die Verordnung des Senats im Parlament 
nicht mittragen werden. Das haben wir bei der letz-
ten Debatte bereits angekündigt und das lösen wir 
heute ein. Wenn unserem Änderungsantrag nicht 
zugestimmt wird, werden wir uns bei der Verord-
nung selbst der Stimme enthalten. – Vielen herzli-
chen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Mustafa Güngör. 

Abgeordneter Mustafa Güngör (SPD): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Während die Infektionszahlen weiter steigen, droht 
das gesellschaftliche und vor allem das politische 
Klima immer stärker zu kippen. Auf der einen Seite 
die Anhängerinnen und Anhänger von No-Covid, 
denen die Maßnahmen nicht weit genug gehen 
und die einen strengeren Lockdown fordern. Auf 
der anderen Seite diejenigen, die – sei es aus Über-
zeugung, Frust oder Wut – Öffnungen und Locke-
rungen fordern. 

Die Empathie für politische Abwägungen – das 
werden die meisten hier im Raum bereits bemerkt 
haben – sinkt auf beiden Seiten spürbar. Die einen 
verweisen auf die Wissenschaft und meinen damit 
die Virologie, die anderen verweisen auf die Wis-
senschaft und meinen damit die Aerosolforschung, 
Statistik und die Sozialwissenschaften. 

Zusätzlich spielen in diese extrem unübersichtliche 
Gemengelage zunehmend politische Profilierung, 
Klienteldenken und Schuldzuweisungen hinein. 
Die Kommunen zeigen mit dem Finger auf die Län-
der und den Bund, die Länder auf den Bund und 
der Bund auf die Länder. Mittlerweile steht das fö-
derale System immer stärker in der Kritik. Ja, das 
föderale System hat seine Stärken und Schwächen, 
aber die große historische, strukturelle Stärke des 
föderalen Systems, nämlich die bewusste Schaf-
fung eines Staates, der nicht autoritär geführt wer-
den kann, führt nun einmal dazu, dass keine Maß-
nahme von heute auf morgen in Kraft treten kann, 
und das ist auch nach wie vor richtig so. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, und dennoch vollzieht 
sich in Deutschland derzeit ein Paradigmenwech-
sel. Die über die Parteigrenzen gesuchte Einstim-
migkeit zwischen Bund und Ländern wird zuguns-
ten der im Bundestag und Bundesrat gefundenen 
Mehrheiten aufgegeben. Damit wird die wahr-
scheinlich schon bald beschlossene und in Kraft ge-
tretene Neuregelungen des Infektionsschutzgeset-
zes die MPK wohl in Teilen ablösen. 

Wenngleich ich fest davon überzeugt bin, dass das 
Format der MPK für die Durchsetzung und vor al-
len Dingen für die Legitimierung, für die Akzep-
tanz von sehr weitreichenden Maßnahmen in der 
Vergangenheit überaus wichtig war, glaube ich 
auch, dass die Kompetenzbündelung auf Bundes-
ebene ein sinnvoller Schritt sein kann. 
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Ich muss aber zugeben, ich war schon sehr irritiert 
davon, dass Bundeskanzlerin Merkel bezogen auf 
den Bundestag bei Anne Will sagte, ich zitiere, 
„das ist eine Option, die habe ich bis jetzt noch 
nicht genutzt, das kann man aber nehmen“, und 
dann auch noch versuchte, den Bundesrat zu um-
gehen, obwohl im Bundesrat im Gegensatz zur 
MPK ja sogar eine einfache Mehrheit reichen 
würde. Also, mein Verständnis von Parlamentaris-
mus und Demokratie ist das nicht, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! 

(Beifall SPD) 

Dennoch finde ich diesen Schritt zur bundesweiten 
Einheitlichkeit deswegen nicht falsch, nicht weil 
ich der Meinung bin, dass ein Obrigkeitsstaat, ein 
Leviathan, der endlich für Ruhe und Ordnung in 
Deutschland sorgt, richtig ist, sondern weil ich 
glaube, dass diejenigen Bundesländer, die ständig 
ausscheren, der allgemeinen Akzeptanz der Maß-
nahmen schaden. Im Übrigen hat sich Bremen aber 
bisher immer an die gemeinsamen Beschlüsse ge-
halten. 

Aus der Bekämpfung früherer Epidemien und Pan-
demien weiß man, dass zwei Bedingungen erfüllt 
sein müssen, damit sich die Bürgerinnen und Bür-
ger an die Maßnahmen halten. Erstens, die Maß-
nahmen müssen leicht verständlich und vor allem 
nachvollziehbar sein. Zweitens, sie dürfen nicht wi-
dersprüchlich sein. Jeder Streit und jede Aus-
nahme führen dazu, dass sich Menschen abwen-
den. Also müssen wir uns die Frage stellen: Sind 
die Maßnahmen leicht verständlich und nachvoll-
ziehbar? 

Nimmt man sich hierfür die Umfragen der letzten 
Wochen als Grundlage, ergibt sich da ein recht 
deutliches Bild. Eine große Mehrheit hält die Maß-
nahmen, vor allem die Schließungen von Restau-
rants und Geschäften, die Kontaktbeschränkungen 
für angemessen oder für teilweise nicht weitge-
hend genug. Unmut hingegen – und aus meiner 
Sicht völlig verständlich – regt sich vor allem bei 
der Ausgangssperre und bei der Ungleichbehand-
lung von Schulen und Betrieben. 

Der Blick auf die evidenzbasierte Wirksamkeit 
zeigt, ein so starker Eingriff in die individuelle Frei-
heit, die Bewegungs- und Handlungsfreiheit ist an-
gesichts des erhofften Nutzens unverhältnismäßig. 
Die Ausgangssperre ist unverhältnismäßig. In vie-
len Fällen trifft die Ausgangssperre diejenigen, die 
gute Gründe haben, nicht zu Hause sein zu wollen, 
besonders hart. Von den juristischen Einwänden 

möchte ich jetzt gar nicht sprechen. Deswegen 
sprechen wir uns heute strikt gegen eine Aus-
gangssperre aus. 

(Beifall SPD, DIE LINKE, FDP) 

Meine Damen und Herren, zum Thema Testpflicht: 
Ich finde es nach wie vor richtig, dass die Kitas und 
Schulen geöffnet haben. Dies kann natürlich nur 
unter strengsten Schutzmaßnahmen passieren, 
aber dass das Gleiche für die Betriebe gilt, das ist 
für uns als SPD-Fraktion selbstverständlich. Dass 
die politische Härte, die sonst auch von der Bun-
deskanzlerin gern demonstriert wird, nicht greift, 
ist schon bemerkenswert. Deswegen sind wir abso-
lut für eine Testpflicht für alle Beschäftigten, die 
nicht im Homeoffice arbeiten können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die zweite Bedingung, dass die Maßnahmen nicht 
widersprüchlich sein dürfen, wäre mit dem regulä-
ren Gesetzgebungsverfahren zwar nicht vom Tisch, 
allerdings habe ich hier die Hoffnung, dass mittel- 
oder langfristig die bundesweite Einheitlichkeit der 
Maßnahmen dazu führt, dass sich Menschen weni-
ger davon abwenden. 

Meine Damen und Herren, bis das sogenannte Not-
bremsengesetz greift, muss die Coronaverordnung 
verlängert werden. Das ging die letzten Male ein-
mal mehr, einmal weniger konfliktträchtig über die 
Bühne, und obwohl es hier und da zu Meinungs-
verschiedenheiten kam, war ich immer froh, dass 
wir als Parlament größtenteils an einem Strang zie-
hen oder zumindest nicht weit auseinanderlagen. 

Als ich zur heutigen Sitzung der Bürgerschaft kam, 
war ich offen gestanden zum ersten Mal auch wirk-
lich gespannt. Gespannt, ob Herr Röwekamp seine 
Ankündigung wahr machen möchte, mit seiner 
Fraktion die Weiterführung der Schutzmaßnahmen 
abzulehnen. Gespannt, ob er angesichts der Aus-
sage vom letzten Mal in Richtung Frau Wisch-
husen, ich zitiere, „wo, wenn nicht in der Pande-
mie, wenn nicht in der Bekämpfung einer Pande-
mie, geht es darum, gemeinsam voranzugehen“, 
heute hier erklären wird, dass die CDU-Fraktion of-
fensichtlich keine vier Wochen später auch nicht 
mehr gemeinsam vorangehen möchte. 

Ich fände es schade, wenn Sie sich stattdessen in 
die Riege derjenigen einreihen möchten, die nach 
Lockerung und Öffnung rufen, ohne den Blick auf 
die tatsächliche Lage zu werfen. 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion geht 
ja mit ihrem Positionspapier bewusst – und das 
Strategiepapier ist vom 1. April und ist damit drei 
Tage nach dem Auftritt von Bundeskanzlerin Mer-
kel bei Anne Will verfasst worden – auf eine große 
Distanz zur Bundeskanzlerin und zur Parteispitze. 
Das finde ich, wie soll ich sagen, schon bemerkens-
wert. Gleichzeitig ist das gesamte Papier auch ge-
spickt mit Konjunktiven, Relativsätzen und kleinen 
Türchen, durch die man gehen kann, um möglich-
erweise am Ende sagen zu können, na ja, das wol-
len wir natürlich so nicht. 

So einfach wollen wir es Ihnen aber hier heute auch 
nicht machen. Deshalb lassen Sie uns doch einmal 
einen Blick über das Papier hinaus werfen. Wäh-
rend der CDU-Landesvorsitzende für mehr Öff-
nungsszenarien plädiert, fordert die CDU-Bundes-
tagsabgeordnete am gleichen Tag einen harten 
Lockdown und eine Mehrheit dafür im Bundestag. 
Ich muss gestehen, ich verstehe die Konfliktlinie 
und die Verwerfungen in der Bremer CDU seit ei-
niger Zeit nicht wirklich, aber – verstehen Sie mich 
da nicht falsch – es interessiert mich auch nicht son-
derlich. Ich finde aber – und da bin ich wieder ganz 
bei Ihnen, Herr Röwekamp – dieses Thema taugt 
nicht zur Profilierung, nicht heute, nicht morgen, 
nie. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, ich habe am Anfang der 
Pandemie in meiner Rede betont, dass es wichtig 
ist, dass die Bremische Bürgerschaft tagt, in Prä-
senz tagt und die Verordnung unbedingt vom Par-
lament beschlossen werden muss. Wir wollen trotz 
Ausnahmezustands keinen Zustand außerhalb der 
Rechtsordnung. Zur Wahrheit gehört jedoch, die 
Sitzungen hier sind trotz der vielen präventiven 
Schutzmaßnahmen nicht gänzlich risikofrei, und 
seit über einem Jahr bin ich zumindest nirgendwo 
so vielen Menschen gleichzeitig begegnet wie in 
den Sitzungen der Bremischen Bürgerschaft. 

Ich bleibe aber dabei, wenn wir die Grundrechte, 
die möglichst uneingeschränkten Grundrechte der 
Bürgerinnen und Bürger einschränken müssen, ist 
das Mindeste, das wir tun können, präsent zu sein 
und zu überprüfen, ob die Maßnahmen immer noch 
geeignet, erforderlich und angemessen sind, um 
dann die Hand für oder gegen die Maßnahmen zu 
heben. 

Das ist heute aber mitnichten der Fall. Die Inziden-
zen steigen täglich, und das obwohl immer mehr 
Menschen geimpft sind. Das heißt aber auch, dass 
sich in einer immer kleiner werdenden Grund-
menge immer mehr Menschen infizieren. Die In-
tensivbetten werden knapper, die Krankenhäuser 
schlagen Alarm, auch hier in Bremen, und die 
Mehrheit der Bevölkerung spricht sich für stren-
gere Maßnahmen aus. 

Wir aber treffen uns heute hier, weil die CDU gern 
über Öffnungsperspektiven und Modellprojekte im 
Einzelhandel und in der Gastronomie sprechen 
möchte. Verstehen Sie mich nicht falsch, auch ich 
würde gern intensiver über Öffnungsperspektiven 
sprechen. Auch ich möchte gern alles dafür tun, 
dem Einzelhandel, der Gastronomie und den Kul-
tur- und Sporteinrichtungen unter die Arme zu 
greifen, aber das geht nur, wenn die Gesamtsitua-
tion das zulässt. Das heißt konkret, wenn die Inzi-
denz stabil unter 100 ist, wenn die Bettenkapazitä-
ten auf den Intensivstationen das zulassen und 
auch ausreichend Schnelltests für Schulen und Be-
triebe vorhanden sind. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der Wille für solche Modellprojekte ist ja da, nicht 
nur bei Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
CDU-Fraktion, sondern auch beim Senat, bei den 
Kammern und den anderen Fraktionen. Das haben 
wir ja in einer vertraulichen Runde, eingeladen von 
der Wirtschaftssenatorin und vom Bürgermeister, 
bereits erörtert. Das konnte man dann anschlie-
ßend auch in Auszügen in der Presse nachlesen. 

Im Übrigen, ich finde auch, dass man neben dem 
Einzelhandel und der Gastronomie noch weitere 
Sektoren dringend in den Blick nehmen muss, und 
zwar nicht unter dem Aspekt der Modellprojekte, 
sondern unter dem, wo wir jetzt eigentlich prioritär 
für Verbesserungen sorgen müssen. Auch das habe 
ich in dieser vertraulichen Runde ja ausgeführt. 

Zum Beispiel sind die meisten Menschen in den Al-
tenheimen bereits vollständig geimpft, doch ihre 
Situation hat sich noch nicht wesentlich verbessert. 
Besuche – das gilt nicht für alle Einrichtungen, aber 
für viele – sind meist nur mit längerfristiger Ankün-
digung möglich. Spontane Besuche fallen damit 
gänzlich weg. Die meisten Menschen in den Alten-
heimen wollen noch nicht einmal unbedingt hin-
aus, sie wollen nur nicht mehr den ganzen Tag iso-
liert oder allein sein. Wie wir diesen Menschen das 
möglicherweise letzte Kapitel ihres langen Lebens 
nicht nur erträglich, sondern auch schön gestalten 
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können, darauf haben wir nach wie vor keine be-
friedigende Antwort, meine Damen und Herren! 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Ja, die 
hätten wir gern von der Regierung! – Abgeordnete 
Yvonne Averwerser [CDU]: Ja, genau!) 

Stattdessen tagen wir heute, um abstrakt über 
mögliche künftige Modellprojekte zu reden. Abs-
trakt deswegen, weil wir noch nicht einmal ab-
schließend wissen, unter welchen Umständen das 
sogenannte Notbremsengesetz solche Modellpro-
jekte zulässt. Mein Verständnis für dieses Vorge-
hen hält sich sehr in Grenzen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der CDU-Fraktion! 

(Beifall SPD) 

Doch statt abstrakt über in der Ferne liegende 
Möglichkeiten zu diskutieren, würde ich gern die 
Gelegenheit nutzen, um einen Blick auf die kon-
krete Zukunft zu werfen. Ja, es ist ein toller Erfolg, 
dass in Bremen die Impfquote mit über 20 Prozent 
im Ländervergleich an der bundesweiten Spitze 
liegt. Das ist ein toller Erfolg, für den wir deutsch-
landweit auch Anerkennung erfahren. Daher meh-
ren sich auch die Stimmen derjenigen, die fordern, 
dass Geimpfte alle Freiheiten vollständig wieder-
bekommen sollten. 

Ich finde diese Forderung offen gestanden auch 
nachvollziehbar. Wenn sich vier geimpfte ältere 
Herren und Damen aus drei Haushalten an der Bi-
schofsnadel treffen, um dort Boccia zu spielen, 
würde ich sagen, das ist infektiologisch unbedenk-
lich, rechtlich allerdings strikt verboten. Welche 
gesellschaftliche Sprengkraft zurückgewonnene 
Freiheit für diejenigen bedeutet, die bislang noch 
kein Impfangebot erhalten haben, vermag ich nicht 
zu beurteilen, aber den Status quo beizubehalten, 
bis durch Impfung und Ansteckung eine Her-
denimmunität von 95 Prozent erreicht ist, halte ich 
nicht für vermittelbar. 

Es werden in den nächsten Wochen und Monaten 
viele verschiedene Modelle diskutiert werden, und 
ich bin mir sicher, dass wir auch in Bremen landes-
spezifische Spielräume haben, die es dann drin-
gend zu erörtern gilt. Wir haben ja auch in dieser 
sogenannten vertraulichen Runde dazu auch ein 
Verfahren beraten. Wenn wir dann so weit sind, 
vielleicht schon in ein oder zwei Monaten, über Lo-
ckerungen und Freiheiten zu diskutieren, spätes-
tens dann, da bin ich mir sicher, werden wir mit 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, wieder ge-

meinsam an einem Strang ziehen, aber Ihren vor-
liegenden Antrag heute werden wir ablehnen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Da war eben 
sehr wenig Karl Lauterbach, Herr Kollege!) 

Dafür mehr Mützenich! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Björn Fecker das Wort. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Lage ist nicht nur 
ernst, die Lage ist dramatisch. Die Berichte, die uns 
deutschlandweit über die Belegung der Intensiv-
betten erreichen, über die Arbeitssituation auf den 
Stationen und fehlendes Personal für die Mobilisie-
rung zusätzlicher Intensivbetten, macht deutlich: 
Unser ganzes Land steht wohl vor der größten Her-
ausforderung seit Auftreten des Coronavirus. 

79 381 COVID-19-Todesfälle meldete das Robert 
Koch-Institut gestern Abend. Die Zahl der Neuin-
fektionen steigt täglich dramatisch. Bei den Be-
troffenen handelt es sich in großer Anzahl nicht 
mehr um die Gruppe der über 80-Jährigen; am 
stärksten betroffen sind in Deutschland die Alters-
gruppen der 15- bis 34-Jährigen und der 35- bis 59-
Jährigen. Auch hier häufen sich die Berichte von 
schweren Verläufen und Langzeitschäden. Be-
trachtet man diese Zahlen und nimmt hinzu, dass 
die Intensivstationen immer erst mit einem gewis-
sen zeitlichen Nachlauf die Entwicklung nachver-
folgen, dann wissen wir alle, dass im schlimmsten 
Falle schwierigste Entscheidungen auf die Ärztin-
nen und Ärzte warten werden. 

Meine Damen und Herren, gleichzeitig zu diesen 
Zahlen stellen wir aber auch eine Verschiebung 
des politischen Diskurses fest. War vorher der Inzi-
denzwert 50 die magische Grenze, so entsteht bei 
uns Grünen der Eindruck, als wäre der Inzidenz-
wert 100 das neue Normal. Diese Entwicklung 
treibt uns mit großer Sorge um. Die Zielsetzung 
kann nämlich nicht heißen, dass wir immer knapp 
um die 100 pendeln, die Zielsetzung kann eben 
auch nicht heißen, dass wir mal auf- und zumachen 
und im Übrigen auf gutes Wetter warten, meine 
Damen und Herren. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 
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Aus grüner Sicht braucht es jetzt eine gemeinsame 
Kraftanstrengung und eine Niedriginzidenzstrate-
gie. Wir müssen wieder deutlich unter die 50 und 
deutlich auch unter die 35 kommen, das muss un-
sere Zielsetzung sein, meine Damen und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Die Verbreitung der Mutationen macht doch deut-
lich, dass es ansonsten immer und immer weiter 
nach oben geht und es nur eine Frage kürzester 
Zeit ist, bis wir hier auch die 200 reißen mit all den 
schon jetzt absehbaren Folgen. Die bisherigen wis-
senschaftlichen Erkenntnisse und die Erfahrungen 
aus anderen Ländern zeigen, dass diese Niedrigin-
zidenzstrategie hilft, die Pandemie erfolgreich län-
gerfristig einzudämmen. 

Auch die Debatte um den Inzidenzwert an sich ist 
es wert, geführt zu werden, immer wieder – es ist ja 
jetzt nicht das erste Mal, dass wir sie führen. Auch 
da habe ich den Eindruck, als ob man das immer 
einseitig nutzt, um Öffnungen zu legitimieren. 
Aber man kann es auch einmal anders herum de-
klinieren: In Kombination mit der Auslastung der 
Krankenhausbetten kann sogar ein früheres Ein-
greifen trotz geringerer Inzidenz notwendig sein, 
das hatten wir nämlich gerade in Bremen, meine 
Damen und Herren. Wir empfinden den Antrag der 
CDU als das total falsche Signal zur vollkommen 
falschen Zeit. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Natürlich muss man sich vorbereiten, aber – es ist 
schön, dass sowohl der Kollege Röwekamp als auch 
der Kollege Güngör schon darauf eingegangen 
sind – genau das findet doch statt. Genau darüber 
hat doch der Senat einen Arbeitsprozess angesto-
ßen, sind auf den verschiedenen Ebenen die Res-
sorts mit den entsprechenden Stakeholdern im Di-
alog. Aber bevor wir über Öffnungen reden und 
diese regeln, müssen wir doch eher darüber disku-
tieren, welche Maßnahmen helfen, die Infektions-
zahlen zu senken und damit auch perspektivisch 
die Krankenhäuser wieder zu entlasten. Das ist mo-
mentan der Hauptdiskussionspunkt aus grüner 
Sicht, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Dazu gehört für uns auch ein wirksamer und soli-
darischer Lockdown. Darin sind wir jetzt ja schon 
ein bisschen länger, wenn ich das einmal sagen 
darf; aber die bisherigen Maßnahmen, das sieht 
man ja, reichen offensichtlich nicht aus, um diese 

dramatische Welle zu brechen. Es besteht die Ge-
fahr, dass durch weitere Mutationen beziehungs-
weise die Immunisierung, dieser Impferfolg, der 
zweifelslos jetzt auch durch die Erhöhung des Tem-
pos in den letzten Wochen da ist, dass dieser Erfolg 
durch neue Mutationen zunichtegemacht wird. Es 
muss unsere gemeinsame Zielsetzung sein, das ge-
meinsam zu verhindern, meine Damen und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Alles, was ich von der Neuregelung des Bundesin-
fektionsschutzgesetzes lese, entspricht für mich 
weder einem wirksamen noch einem solidarischen 
Lockdown. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, was hier konkret betrie-
ben wird, ist eine Privatisierung der Pandemiebe-
kämpfung. Der bisherige Gesetzentwurf der gro-
ßen Koalition belastet einseitig das Privatleben der 
Menschen, greift unverhältnismäßig in die Grund-
rechte ein und es besteht die Gefahr, dass sich 
Menschen dadurch von der Politik abwenden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich bin mir sicher, ganz sicher, dass die große An-
zahl der Menschen in diesem Land bereit ist, noch 
einmal die letzten Reserven zu mobilisieren, noch 
einmal mitzuhelfen, dieses Virus zu bekämpfen – 
wenn die Menschen das Gefühl hätten, dass es eine 
gemeinsame und eine solidarische Kraftanstren-
gung ist, und das ist es momentan eben nicht. Wäh-
rend die Bundesregierung mit aller gesetzlichen 
Schärfe gegen das Privat- und Familienleben vor-
geht, wird im Bereich der Wirtschaft nur mit halb-
garen Verordnungen gearbeitet. Das ist weder so-
lidarisch, noch ist es wirksam, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Warum, frage ich mich, steht eigentlich die Home-
officepflicht nicht im Gesetz? Und was passiert ei-
gentlich, wenn man dagegen verstößt? Homeoffice 
ist, das wissen wir auch, nicht überall möglich. Das 
heißt, für viele Tausend Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gibt es gar keine Möglichkeit, von 
Daheim zu arbeiten, sie müssen ran. Genau die ha-
ben es doch verdient, dass der Arbeitgeber – und 
wenn er es nicht tut, dann eben der Staat – den 
bestmöglichen Arbeitsschutz gewährleistet. 



3180 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 25. Sitzung am 16.04.2021 

Deswegen muss überall da, wo Homeoffice nicht 
möglich ist, verbindlich und verlässlich getestet 
werden. Die Verordnung mit der Angebotspflicht 
ist ungenügend, die Testpflicht muss aus grüner 
Sicht in das Infektionsschutzgesetz des Bundes auf-
genommen werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich sage das auch ganz offen: Ich bin enttäuscht 
darüber, wie Arbeitgeber und Unternehmerver-
bände gegen eine Testpflicht Sturm laufen. 

Es geht übrigens um Solidarität, um Solidarität mit 
all den Betrieben, die seit Monaten geschlossen 
sind, um Solidarität mit den unzähligen Beschäftig-
ten, die seit Monaten vom Kurzarbeitergeld leben. 
Auch die haben es verdient, dass wir alles tun, um 
wirksam und solidarisch diese Pandemie zu be-
kämpfen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Deswegen finden wir Grünen auch die Testpflicht 
in Schulen richtig. Es ist das Wesen des Rechtsstaa-
tes, dass man sich gegen staatliches Handeln ge-
richtlich zur Wehr setzen kann. Ich will das gar 
nicht weiter beurteilen oder gar verurteilen, aber 
auch da, meine Damen und Herren, geht es um So-
lidarität. Solidarität mit Lehrkräften, mit Mitschüle-
rinnen und Mitschülern und deren Familien. 

In diesem Zusammenhang erreichen uns ja alle 
eine Menge Schreiben, eine ganze Menge. Ich ge-
stehe Ihnen, ich lese die auch. Deswegen möchte 
ich sehr deutlich hier öffentlich unsere Position 
noch einmal klarmachen: Wir stehen zur Test-
pflicht. Wir halten sie nicht für einen Verstoß gegen 
das Grundgesetz oder gar gegen die Menschen-
würde. Was sie unter gar keinen Umständen ist: Sie 
ist nicht vergleichbar mit Maßnahmen in Deutsch-
land während der Nazidiktatur, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, wir kommen nicht um-
hin, uns als Politik mit der Frage des Umgangs mit 
geimpften Menschen auseinanderzusetzen. Da 
wird immer von Sonderrechten in diesem Zusam-
menhang gesprochen. Ganz deutlich: Es geht nicht 
darum, Menschen zusätzliche Rechte zu geben, 
sondern um die Frage, ob die Einschränkung ihrer 
Grundrechte noch gerechtfertigt ist. Grundrechte 
sind keine Sonderrechte, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Deswegen ist es zwangsläufig so, dass diese Frage 
auch durch den Deutschen Bundestag beantwortet 
werden muss. Da braucht es eine sehr dezidierte 
Betrachtung mit den wissenschaftlichen Erkennt-
nissen, die da sind, die vielleicht aber auch noch 
gewonnen werden müssen über die Frage: Wie ist 
das mit der Möglichkeit, andere anzustecken, wie 
ist das mit der Möglichkeit, vielleicht auch selbst 
noch einmal zu erkranken? Dann können wir auf 
dieser Basis die Diskussion führen, ob der Eingriff 
in das Grundrecht noch zu rechtfertigen ist oder 
nicht. 

Das ist selbstverständlich eine Diskussion, die kann 
man auch nicht ewig ziehen, insbesondere nicht, 
wenn die Zahlen der Geimpften weiter im positiven 
Sinne nach oben gehen, aber wir plädieren sehr 
stark dafür, nicht saloppe Antworten zu nehmen, 
sondern wissenschaftsbasiert die Entscheidung zu 
treffen. Es geht um die Einschränkung von Grund-
rechten, das ist uns wohl bewusst, und zwar um die 
Einschränkung von individuellen Grundrechten, 
aber auch den Schutz anderer Menschen, die even-
tuell betroffen sind. Dafür eignet sich, finde ich, das 
Stammtischniveau nicht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich finde es richtig, dass es eine bundeseinheitliche 
Regelung im Bundesinfektionsschutzgesetz gibt. 
Ich sehe darin keine Entmachtung der Länder, son-
dern eine sehr notwendige Bündelung. Es ist rich-
tig, dass endlich der Deutsche Bundestag die Ent-
scheidung diskutiert und auch beschließt. 

Deswegen hoffe ich, dass erstens alle Fraktionen – 
mit Ausnahmen der Rechtsextremisten – an einer 
konstruktiven Lösung jetzt im Gesetzgebungsver-
fahren zusammenarbeiten und zweitens das Gesetz 
anschließend genau deswegen deutlich besser, 
deutlich solidarischer und deutlicher wirksamer ist, 
als es jetzt der Fall ist. – Herzlichen Dank für die 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete! Wir befinden uns inmitten der dritten Welle 
der Coronapandemie, die dieses Jahr bereits im 
ersten Quartal mehr Todesopfer gefordert hat als 
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im gesamten letzten Jahr. Der letzte Stand, den ich 
mir gestern notiert hatte, war 79 427 Tote in Folge 
einer COVID-19-Erkrankung, die in Deutschland 
betrauert werden mussten. Auch unser Nachbar-
land Frankreich hat vor Kurzem die Marke von 
über 100 000 Menschen bekanntgegeben, die an 
COVID-19 verstorben sind. Die Coronapandemie 
ist damit – noch viel mehr als vor einem Jahr – in 
einer deutlich zugespitzten Lage, trotz fortlaufen-
der Impfungen, trotz Maßnahmen, trotz geschlos-
sener Branchen. 

Nur noch zehn Prozent der Intensivbetten sind der-
zeit frei. Der Kollaps des Gesundheitssystems steht 
damit bei ungebremstem Infektionsgeschehen 
durchaus bevor. In Bremen können kurzfristig zu-
sätzliche Betten bereitgestellt werden, aber bei die-
sen handelt es sich dann um eine Notreserve bezie-
hungsweise die obere Kapazitätsgrenze, die immer 
auf Kosten anderer, elektiver Eingriffe geht, auf 
Kosten von medizinischem Personal, das auch in 
anderen Bereichen benötigt wird. Perspektivisch 
sind auch diese Kapazitäten begrenzt, sodass ein 
ungebremstes Wachstum unter allen Umständen 
verhindert werden muss. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Die Intensivmediziner:innen warnen zudem, dass 
die derzeitige Belegung in den Stationen immer 
nur das Infektionsgeschehen von vor 14 Tagen ab-
bildet, da die Infektionen erst zeitverzögert zu ei-
nem Aufenthalt in einer intensivmedizinischen Sta-
tion führen, sodass wir, selbst wenn sich ab heute 
keine Menschen mehr neu infizieren würden – und 
wir wissen, dass dies völlig ausgeschlossen ist – im-
mer noch eine steigende Belegungsrate der Inten-
sivbetten hätten. Der Fokus politischer Bemühun-
gen muss sich auf diesen Umstand richten: 80 000 
Tote, rapide steigende Infektionszahlen und die 
Grenze der Belastbarkeit der Intensivbetten. Eine 
Debatte über Modellprojekte oder kurzfristige Öff-
nungsperspektiven kommt aus meiner Sicht zur 
Unzeit und missachtet die zugespitzte Lage, die 
weitere verschärfende Maßnahmen nötig macht. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dabei gilt es auch, sich wieder das gleiche Ziel vor-
zunehmen wie bereits am Anfang der ersten Welle: 
Die Kontakte müssen auf ein Minimum reduziert 
werden, die Ausbreitungsgeschwindigkeit muss 
gebrochen werden. 

Ich finde es bedauerlich, dass die Ministerpräsi-
dent:innenkonferenz (MPK) diesem Anspruch auf 

den kürzlich vergangenen Sitzungen nicht mehr so 
nachgekommen ist wie zu Beginn der Pandemie. 
Überschattet von einem Gockelkampf zwischen 
Laschet und Söder, aber auch unter Beteiligung an-
derer, konnte es nicht mehr gelingen, deutschland-
weite Vereinbarungen zu treffen, die die Minister-
präsident:innenkonferenz am Anfang noch gut ge-
meinsam getragen hat. Nicht zuletzt auch das De-
bakel um die Osterruhe, die übrigens auf Vor-
schlag des Bundeskanzlerinnenamtes eingebracht 
wurde, hat die Runde deutlich geschwächt. 

Sind also der Föderalismus als Struktur und die 
Länder als zentrale Player in der Pandemiebe-
kämpfung gescheitert? Nein, dieser These würde 
ich widersprechen, auch wenn es derzeit verlo-
ckend erscheint, sie so aufzustellen. Ohne die Län-
der und die Landesregierungen als zentrale Player 
wird es nicht möglich sein, die Pandemie in der 
nächsten Zeit in den Griff zu bekommen. Um dem 
Ganzen aber einen wirkungsvollen Rahmen zu ge-
ben, glaube ich durchaus, dass man das Bundesin-
fektionsschutzgesetz als Instrument verwenden 
kann, nur nicht so wie derzeit vorgelegt. 

Die derzeit real vorgelegten Veränderungen des 
Bundesinfektionsschutzgesetzes sind aus meiner 
Sicht ungeeignet, um das Ziel zu erreichen, das be-
reits von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern 
skizziert wurde. Keine Testpflicht für Unternehmen 
ist dort verankert, keine Homeofficepflicht, wohl 
aber eine Ausgangssperre zwischen 21 Uhr und 
5 Uhr. Zur Ausgangssperre kann ich mich vielem 
bisher Gesagten durchaus anschließen, sie ist pri-
mär ein autoritärer Gestus und wir halten sie in der 
Abwägung für unverhältnismäßig und auch nicht 
für das geeignetste Mittel, um das Infektionsge-
schehen effektiv zu bremsen. 

Das RKI weist aus, dass etwa zehn Prozent der über 
den Tag verteilten Bewegungen in die Zeit zwi-
schen 21 Uhr und 5 Uhr nachts fallen. Selbst mit ei-
ner Ausgangssperre wären diese zehn Prozent der 
Bewegungen danach nicht bei null Prozent, weil 
ein großer Teil dieser Bewegungen beruflich be-
dingt ist und auch unter einer so verankerten Aus-
gangssperre im Infektionsschutzgesetz weiter zu-
lässig wäre. Wenn wir uns aber am Ende nur auf 
fünf Prozent der gesamten Bewegungen konzent-
rieren, geben wir aus unserer Sicht maßgebliche 
Steuerungsinstrumente aus der Hand. 

Wäre eine Ausgangssperre vollständig wirkungs-
los? Das würde ich nicht behaupten, da eine solche 
Sperre zumindest abendliche Besuche im privaten 
Bereich wohl einschränken würde. Im Verhältnis 
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ist sie allerdings so nicht angebracht und wir leh-
nen daher eine solche Regelung ab. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Damit kommen wir zum größten Problem des vor-
liegenden Gesetzentwurfs, der auch im Bundestag 
debattiert wird. Das bezieht sich auf die Frage der 
Testpflicht für Unternehmen. Wie es im Moment in 
Bremen für die Schulen verankert ist und gilt, gilt 
es eben nicht für den Bereich der Wirtschaft und 
auch nicht für die öffentliche Verwaltung in der 
Breite. Ich glaube schon, dass wir anerkennen müs-
sen, dass hier ein großer Bereich liegt, für den wir 
stärker die Verantwortung aufrufen müssen, jen-
seits des Privatbereiches, jenseits der Familien und 
jenseits des Bildungssektors. 

Während andere Bereiche in der Wirtschaft schon 
seit Langem vollständig geschlossen sind, gelten 
weniger strenge Regeln für Büros, für große Be-
triebe als für Schulen und den Privatbereich. Na-
türlich sind Feuerschutztüren und Stahlkappen 
eine teure Anschaffung, aber es würde doch nie-
mand sagen, dass man darauf verzichten kann. 
Gleiches gilt in einer derart zugespitzten pandemi-
schen Lage eben auch für Schnelltests. 

Einige werden hier einwenden, dass es jetzt zumin-
dest in der Arbeitsschutzverordnung eine Testan-
gebotspflicht gibt, also nicht mit Gesetzesrang und 
ohne jegliche Sanktionsandrohung, aber immerhin 
etwas. Es sind Privatpersonen, die zu Recht bei der 
Rückkehr aus Risikogebieten teils komplizierte 
Melde- und Quarantänepflichten haben. Selbst bei 
Vorliegen negativer Testergebnisse hat es die Bun-
desregierung, und zuvor auch die MPK, für Unter-
nehmen lange nur bei Appellen belassen und nun, 
ich nenne es einmal so, eine sanfte Angebotspflicht 
in die Arbeitsschutzverordnung genommen. Besser 
als nichts, aber deutlich zu wenig. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Während damit in Unternehmen immer noch halb-
herzige Schritte unternommen werden, liegt der 
Bürgerschaft heute zumindest für den Schulbereich 
auch die Testpflicht und die Maskenpflicht ja so-
wieso schon vor. Dieser Schritt ist gut, um die Ko-
horte von Kindern und Jugendlichen genau im 
Blick zu behalten, bei denen die Inzidenzwerte in 
der Vergangenheit teils sprunghaft angestiegen 
sind, wenn auch – und das geben die Daten aller-
dings auch her – die Kohorte, die das stärkste In-
fektionsgeschehen ausdrückt, im Moment die Ko-
horte der jungen Erwachsenen ist. 

Eine möglichst sichere Beschulung ist für uns nach 
wie vor das Ziel und ich hoffe, dass diese Maßnah-
men eben auch ihren Teil dazu beitragen, dass dies 
möglichst lange aufrechterhalten werden kann. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Nicht nur, aber insbesondere auch im Schulalltag 
ist der Verbrauch von medizinischen oder FFP2-
Masken sehr hoch, wenn man sich an die Vorschrif-
ten hält und sie vorschriftsgemäß verwendet. Da es 
aber nach wie vor keine Aufstockung des Regelsat-
zes für pandemiebedingte Mehrkosten gibt, ist das 
ein Problem, das insbesondere sozialschwache Fa-
milien trifft. Familien im Leistungsbezug müssen in 
die finanzielle Lage versetzt werden, die gleiche 
Möglichkeit zu haben, sich und ihr Umfeld vor ei-
ner Ansteckung zu schützen. 

Auch wenn in Bremen bereits über zwei Aktionen 
Masken kostenfrei zur Verfügung gestellt wurden, 
wissen wir alle, dass dies bei Weitem nicht reicht, 
um der derzeitigen Lage zu begegnen. Hier ist die 
Bundesregierung gefragt, unverzüglich diese sozi-
ale Ungleichheit durch Aufstockung des Regelsat-
zes zu beheben. Das wäre nur fair und auch ein Bei-
trag zur Pandemiebekämpfung. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Da wir schon bei sozialen Härten sind: Aus einer 
Berichtsbitte meiner Kollegin Sofia Leonidakis 
ergibt sich, dass im vergangenen Jahr auch in Bre-
men 500 Wassersperren verhängt wurden. Ich 
finde das auch außerhalb einer Pandemie einen un-
fassbaren Vorgang, der sehr in die Selbstbestim-
mung eingreift und in die medizinische Versor-
gungsqualität. In einer Pandemie finde ich es aber 
nicht nur einen massiven Verstoß gegen Grund-
rechte, sondern auch für die Gesellschaft eine 
echte Gefahr. Alle reden immer von AHA+L-Re-
geln und erwarten das Einhalten dieser, dass Men-
schen aber qua Wassersperre davon ausgeschlos-
sen sind, hygienische Grundlagen einzuhalten, 
halte ich für inakzeptabel. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Während ich und die meisten meiner Vorredner 
auch sich hier bemüht haben, die Dramatik der Si-
tuation entsprechend der aktuellen wissenschaftli-
chen Erkenntnisse zu schildern, fällt es aber der 
CDU ein, ihre Zustimmung zu der Verordnung in 
dieser Situation an die Aufnahme von Modellpro-
jekten zu koppeln. Werfen wir dafür einmal einen 
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Blick in Modellprojekte, wie sie in anderen Regio-
nen Deutschlands bereits verankert wurden, bei-
spielsweise nach Tübingen. 

Das Projekt ist in einer Niedriginzidenzzeit von et-
was unter 20 gestartet, mittlerweile liegt Tübingen 
bei 130 und hat damit seine bis dahin stabile Infek-
tionslage leider nicht halten können. 

Das Projekt in Tübingen und vermutlich auch viele 
andere Projekte, die man sich in der Zukunft vor-
stellen kann, sind übrigens immer an die Schnell-
tests gekoppelt, um eine Übertragung auszuschlie-
ßen und eine möglichst hohe Sicherheit herzustel-
len. Neue Erkenntnisse legen allerdings nahe, dass 
die Antigentests zwar an vielen infektiösen Tagen 
eine Infektion korrekt erkennen, insbesondere am 
Beginn der ansteckenden Phase und vor Symp-
tomentwicklung aber nicht zielsicher eine Infektio-
sität ausschließen können. Wenn sich diese Er-
kenntnisse tatsächlich festigen, verbieten sich eine 
Scheinsicherheit und Modellversuche in einer der-
artigen Hochinzidenzlage. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte aber auch nicht verhehlen, dass es wis-
senschaftliche Erkenntnisse gibt, insbesondere 
kürzlich aus dem Bereich der Aerosolforschung, die 
durchaus Hoffnung machen darauf, dass Lockerun-
gen, insbesondere unter freiem Himmel, irgend-
wann zu Recht ins Auge gefasst werden können. 
Dabei denke ich allerdings immer zuerst an Sport, 
an Kultur, an Aktivitäten für Kinder und in einem 
weiteren Schritt dann auch über Außengastrono-
mie nach. Heute aber in der völlig zugespitzten 
Lage, wie wir sie haben, insgesamt über eine der-
artige Lockerung zu sprechen, halte ich für falsch. 

Einen technischen Anteil finde ich auch noch be-
merkenswert, der Vorschlag der CDU zielt ja da-
rauf ab, Modellprojekte zu entwickeln, sobald wir 
unter einer Inzidenz von 100 sind, zum Beispiel im 
Bereich Museen oder Außengastronomie. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, bei einer Inzi-
denz von unter 100 greift sowieso der bisher be-
schlossene Stufenplan der Ministerpräsidentinnen- 
und Ministerpräsidentenkonferenz, der genau für 
diese Bereiche sowieso Öffnungsperspektiven vor-
sieht. Selbst wenn man Ihrem Antrag folgen würde, 
würde er am derzeitigen Status außer einer symbo-
lisch falschen Wirkung wenig real ändern. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich möchte abschließend die Gelegenheit noch ein-
mal nutzen, mich auch beim Senat und insbeson-
dere bei dem Ressort für Gesundheit und den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des Testzentrums 
zu bedanken. In der vergangenen Woche ist es ge-
lungen, als erstes Bundesland die Grenze von 
20 Prozent Erstgeimpften zu überschreiten. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein wirk-
lich guter Erfolg und ein Hoffnungsschimmer in 
diesen Zeiten. Vielen Dank für dieses konstruktive, 
rasche und professionelle Impfen! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Abschließend möchte ich noch einen Ausblick in 
die nächsten Wochen wagen. Ohne eine erneute 
Debatte über einen Lockdown, der härter und um-
fangreicher als die derzeitigen Regelungen ist, 
wird es wohl nicht gelingen, langfristig die Kapazi-
täten des Gesundheitssystems zu schützen. Das 
wird nicht nur durch Appelle und eine Regulierung 
des Privatbereiches möglich sein, sondern nur mit 
einer verstärkten Verpflichtung und eben auch 
Kontrolle der Wirtschaft. In diesem Sinne werden 
wir auch weiter streiten und diskutieren. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz das 
Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Seit über einem Jahr ist Deutsch-
land, sind Bremen und Bremerhaven fest im Griff 
der Coronapandemie. Deshalb ist es uns Freien De-
mokraten an dieser Stelle noch einmal wichtig, al-
len Menschen, die täglich im Kampf gegen Corona 
mithelfen, unsere Anerkennung auszusprechen: 
Vielen Dank Ihnen allen! 

(Beifall FDP) 

Es ist aber auch Zeit, eine Zwischenbilanz zu den 
Bemühungen, die Pandemie fest in den Griff zu be-
kommen, zu ziehen. Diese Zwischenbilanz fällt aus 
unserer Sicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, ver-
heerend aus. Mit Organisationsversagen lassen 
sich Teile der deutschen, aber auch der europäi-
schen Coronapolitik beschreiben. Dieses Organisa-
tionsversagen, zum Beispiel bei den Novemberhil-
fen, aber insbesondere bei der Impfstoffbeschaf-
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fung, hat Menschenleben gekostet, hat Zukunfts-
chancen vieler Kinder zerstört und hat wirtschaftli-
che Existenzen vernichtet. 

Dieser Tage schauen wir bei der Coronapolitik 
ganz besonders auf den Bund. Die Reform des In-
fektionsschutzgesetzes soll mehr Macht für Berlin 
in der Pandemiebekämpfung bringen. Diese Re-
form ist bedeutsam, da sie uns im Land Bremen in 
ihrer jetzigen Fassung Handlungsmöglichkeiten 
nimmt. Wir Freien Demokraten begrüßen aus-
drücklich, dass die Debatte über den weiteren Kurs 
in der Coronapandemie nicht mehr in einer Video-
konferenz der 16 Ministerpräsidentinnen und Mi-
nisterpräsidenten mit der Bundeskanzlerin geführt 
wird. 

(Beifall FDP) 

Die Ministerpräsidentenkonferenz ist in unserer 
Verfassung nicht vorgesehen und sie hat unnötige 
Schnellschüsse und Verwirrungen wie die Oster-
ruhe produziert. Auch wenn die enge Abstimmung 
unter den Bundesländern wichtig und richtig ist, 
meine Damen und Herren, die exklusive Runde der 
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten 
mit der Kanzlerin sollte nicht länger über Deutsch-
lands Kurs in der Pandemie bestimmen. 

(Beifall FDP) 

Wir Freien Demokraten haben die Parlamentsbe-
teiligung in Bremen mit einem eigenen Gesetzes-
vorschlag initiiert und wir haben uns auch im Bund 
für eine starke Beteiligung des Deutschen Bundes-
tages eingesetzt. Diese Parlamentsbeteiligung soll 
jetzt im Bund kommen, das ist aus unserer Sicht 
richtig und wichtig. 

(Beifall FDP) 

An dieser Stelle muss aber auch eines klar gesagt 
werden: Der Entwurf der Änderung des Infektions-
schutzgesetzes schießt weit über das Ziel hinaus. 

(Beifall FDP) 

Zugleich ist er ein Eingeständnis, dass das bishe-
rige Hangeln von Ministerpräsidentenkonferenz zu 
Ministerpräsidentenkonferenz ein Grund für das 
Organisationsversagen war. 

Wir Freien Demokraten werden im Deutschen Bun-
destag mit konkreten Änderungsvorschlägen un-
sere Vorstellung für ein effizientes und wirksames 
Infektionsschutzgesetz deutlich machen. In dieser 

Form werden wir dem Gesetz weder im Bundestag 
noch im Bundesrat zustimmen können. 

(Beifall FDP) 

Die Reform des Infektionsschutzgesetzes weist 
Mängel auf, die wir übrigens auch in der Verord-
nungspraxis hier in Bremen sehen. Die drei wich-
tigsten Gründe für unsere Ablehnung möchte ich 
gern ausführen. 

Erstens: Wir glauben grundsätzlich nicht daran, 
dass die Bevölkerung allein mit mehr repressiven 
Maßnahmen dazu bewegt werden kann, sich kon-
taktärmer zu verhalten. Die anhaltend hohen An-
steckungszahlen 

(Zuruf Abgeordneter Jan Timke [BIW]) 

kommen weder durch die geschlossene Außen-
gastronomie noch durch geschlossene Geschäfte 
zustande, sie kommen dadurch zustande, dass die 
Pandemiemaßnahmen das soziale Leben in ge-
schlossene Räume drängen und die Ansteckungs-
gefahr dort ungleich höher ist als in Geschäften mit 
Hygienekonzepten oder draußen in Straßencafés. 

Es hat einen Grund, warum der Präsident der Ge-
sellschaft für Aerosolforschung davor warnt, sym-
bolische Coronamaßnahmen zu ergreifen. Die For-
scher weisen in ihrem offenen Brief eindringlich 
darauf hin, dass die Gefahr in Räumen lauert. Des-
halb ist es so wichtig, dass wir für das soziale Leben 
auch in Bremen und Bremerhaven Perspektiven 
schaffen. Dies gilt beispielsweise für die kontrol-
lierte Öffnung der Außengastronomie, die soziales 
Leben ermöglicht, ohne das Infektionsrisiko zu er-
höhen. Es ist auch wichtig und richtig, testbasierte 
Öffnungskonzepte zu ermöglichen und zu beglei-
ten, um der Coronamüdigkeit in der Bevölkerung 
etwas entgegenzusetzen und Perspektiven zu 
schaffen. 

Das führt natürlich zu mehr Tests und damit auch 
zu mehr positiven Tests, da viele Infektionen ja 
ohne Symptome verlaufen. Genau das wollen wir 
aber, meine Damen und Herren, denn dadurch hal-
ten wir die Dunkelziffer möglichst klein. Die daraus 
resultierenden steigenden Zahlen dürfen aber 
keine einschränkenden Folgen haben. Der Weg 
muss wegführen von repressiven Maßnahmen, hin 
zu mehr Prävention und mehr sozialem Leben dort, 
wo die Ansteckungsgefahr kaum vorhanden ist. 
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Die Summe der Maßnahmen muss nachvollziehbar 
bleiben. Wenn man über Ostern nach Mallorca flie-
gen, aber nicht in Schleswig-Holstein oder Meck-
lenburg-Vorpommern sogenannten kontaktarmen 
Urlaub – auch das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist ein Wort, das wir vor Corona noch gar nicht 
kannten – in einer Ferienwohnung oder in einem 
Wohnwagen machen darf, dann kann man das ein-
fach niemandem erklären. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Zweitens: Der Inzidenzwert allein darf nicht ent-
scheidend sein. Automatische Konsequenzen bei 
einer Überschreitung des 100er- oder 200er-Wertes 
für einen bestimmten Zeitraum sind zu pauschal 
und werden der Lage in der Praxis nicht gerecht. 

(Beifall FDP) 

Als FDP haben wir sowohl bei unserem Stufenplan 
für Bremen als auch bei unserem Stufenplan im 
Bund deutlich gemacht, dass es weitere Faktoren 
braucht. Dabei muss die Auslastung der Intensiv-
betten, die regionale Impfquote, aber auch die 
Frage berücksichtigt werden, ob es sich bei dem 
Ausbruch um einen kontrollierbaren Cluster-Aus-
bruch handelt oder ob es sich um ein diffuses, kaum 
nachverfolgbares Geschehen handelt. Auch die 
Bundesregierung hält den Inzidenzwert übrigens 
nicht für geeignet, den realen Schweregrad einer 
Pandemie abzubilden. Das schreibt sie zuletzt als 
Antwort auf eine schriftliche Anfrage vom Bundes-
tagsvizepräsident Wolfang Kubicki. 

Pauschale Lösungen nur an die Inzidenz zu kop-
peln hilft also nicht weiter. Wir brauchen differen-
zierte Lösungen, die dem echten Infektionsgesche-
hen gerecht werden. Wir brauchen auch für Bre-
men einen Stufenplan mit einem dynamischen 
Faktor, der die eben genannten Parameter beinhal-
tet. 

Wie schwierig die reine Bindung an den Inzidenz-
wert ist, zeigt sich bei der Öffnung beziehungs-
weise Schließung der Bildungseinrichtungen. Im 
Laufe des letzten Jahres sind hier so viele Varian-
ten erprobt worden, dass sich keine einzige wirk-
lich etablieren konnte. Stattdessen mussten von 
Schulen und Kitas immer wieder kurzfristig neue 
Konzepte umgesetzt werden. Organisatorischer 
Aufwand immer wieder zu Lasten der inhaltlichen 
Arbeit, die fatalen Folgen für die Bildungswirklich-
keit unserer Kinder und Jugendlichen haben wir 
bereits im Januar thematisiert. 

Drittens: Es braucht sowohl im Infektionsschutzge-
setz als auch in der Verordnung des Senates eine 
vernünftige Regelung zu den geimpften Personen. 
Grundrechte sind keine Sonderrechte, Björn Fe-
cker hat es bereits gesagt, meine Damen und Her-
ren. Die Einschränkung der Grundrechte darf nicht 
zur Regel und die Rücknahme zur Ausnahme oder 
zum Privileg werden. Der Staat ist es, der die Ein-
griffe in die Grundrechte verfassungsrechtlich 
rechtfertigen muss. 

Nach überzeugender Auskunft des Robert Koch-
Institutes sind geimpfte Personen mit großer Wahr-
scheinlichkeit keine Überträger des Coronavirus, 
vollständig geimpfte Personen, die beide Impfdo-
sen erhalten haben. Das muss angesichts der zwar 
langsam, aber stetig steigenden Impfzahlen 
schnellstens rechtlich geklärt sein. Warum sich fünf 
geimpfte Personen aus fünf unterschiedlichen 
Haushalten nicht treffen dürfen, das lässt sich ge-
sundheitlich nicht begründen. In der Verordnung 
muss eine solche Regelung aufgenommen werden. 
Es muss geklärt sein, wie das in der Praxis funktio-
niert. Wir werden daher auch heute der Coronaver-
ordnung des Senats nicht zustimmen. Wir sehen 
weiter erheblichen Veränderungsbedarf. 

Wir müssen in Bremen und Bremerhaven draußen 
wieder soziales Leben zulassen, wir sind in der 
Pflicht, schnellstens einen praxistauglichen Um-
gang mit geimpften Personen zu finden. Wir sind 
an dieser Stelle übrigens gut beraten, nicht auf Sie 
von der CDU, Herr Röwekamp, zu hören, die ja im 
Zickzackkurs jeden Monat ihre neu gefundene 
Haltung zu Corona erklärt. 

(Beifall FDP – Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus 
Buhlert [FDP]) 

Im Januar haben Sie noch gesagt, dass wir erst wie-
der bei einer Inzidenz unter 50 landen müssen, be-
vor wir überhaupt über die Rückgabe von Grund- 
und Menschenrechten reden dürfen. Die Debatte 
verbietet sich, haben Sie damals gesagt. Gleichzei-
tig haben Sie uns Freie Demokraten kritisiert, weil 
wir Vorschläge gemacht haben, die das tatsächli-
che Infektionsgeschehen berücksichtigen. Das 
Strategiepapier der CDU-Bürgerschaftsfraktion 
und auch Ihr Antrag heute machen deutlich, dass 
Ihre eigene Fraktion Ihren Zickzackkurs so nicht 
mehr mitträgt. 

Nach allem, was man so in den sozialen Netzwer-
ken lesen konnte, haben die Praktiker in Ihrer 
Fraktion sich auch die Frage gestellt, ob das Han-
geln von Lockdown zu Lockdown ohne sichtbare 
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Erfolge weiterhin die richtige Lösung ist bezie-
hungsweise überhaupt war. Deswegen begrüßen 
wir ausdrücklich, dass die CDU in Bremen diesen 
Kurswechsel vollzogen hat. Authentisch wirkt das 
für uns zwar nicht, aber inhaltlich ist es richtig. 

(Beifall FDP) 

Auch Ihr Antrag zu den Modellprojekten ist im 
Grundsatz richtig. Wir brauchen Perspektiven für 
die von Corona stark betroffenen Branchen wie die 
Gastronomie, den Einzelhandel und die Kultur. Da-
mit geben wir im Übrigen auch den Beschäftigten 
dort eine Perspektive, aber, liebe Damen und Her-
ren von der CDU, Modellprojekte muss man auch 
vernünftig gestalten. 

Wir sehen zwei Punkte in Ihrem Antrag kritisch. 
Erstens: Es wäre aus unserer Sicht fahrlässig, ein 
Modellprojekt nur in einem einzelnen Stadt- oder 
Ortsteil in Bremen oder Bremerhaven durchzufüh-
ren. Das würde dazu führen, dass nicht nur Breme-
rinnen und Bremer beziehungsweise Bremerhave-
nerinnen und Bremerhavener sich auf diese klei-
nen Orts- oder Stadtteile konzentrieren würden, 
sondern es kommen dann vermutlich auch noch 
Menschen aus dem niedersächsischen Umland 
hinzu. Die Gefahr ist aus unserer Sicht, dass der 
Modellstadtteil diesem Ansturm nicht gewachsen 
sein könnte. 

Zweitens: Wir Freien Demokraten wollen, wie ge-
sagt, weg von reinen Inzidenzwerten. Ich kann an-
gesichts der Aussagen des Strategiepapiers der 
CDU-Fraktion nicht verstehen, warum Sie ausge-
rechnet bei Ihrem eigenen Antrag nur auf die Inzi-
denz schauen und sogar einen Automatismus zur 
Beendigung des Modellprojekts abhängig von der 
Inzidenz einbauen. Damit haben wir schon im letz-
ten Jahr beim Freipaak schlechte Erfahrungen ge-
macht und deshalb sollten wir darauf verzichten. 

(Beifall FDP) 

Da wir es aber grundsätzlich richtig finden, Modell-
projekte zu machen, werden wir uns bei Ihrem An-
trag enthalten. Bezüglich der Diskussion über ein 
Modellprojekt war ich über manche Äußerungen 
auch von Abgeordneten der Koalition doch irritiert. 
Da wurde beispielsweise über die Wirtschaftslobby 
gesprochen, die mithilfe der Politik die Bremer zu 
Versuchskaninchen machen wolle. In der Konse-
quenz wird der totale wirtschaftliche Shutdown 
Deutschlands gefordert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer mit 
dieser demagogischen Rhetorik den kompletten 
Shutdown der Wirtschaft und des öffentlichen Le-
bens fordert, der verkennt auch die soziale Trag-
weite, die eine Umsetzung einer solchen Forderung 
mit sich bringt, und ignoriert weitreichende drama-
tische Folgen, die damit einhergehen. 

(Beifall FDP) 

Die Klassenkampfrhetorik, meine Damen und Her-
ren, sparen Sie sich besser für Ihre Parteitage auf. 
Damit kann man kein Bundesland regieren. 

(Beifall FDP) 

Wirtschaftlich stehen viele Unternehmen in 
Deutschland bereits heute am Abgrund. Dazu hat 
der Staat mit seiner Überforderung bei der Auszah-
lung der Coronahilfen, der Novemberhilfen einen 
traurigen Beitrag geleistet. Uns drohen massive In-
solvenzen und der Verlust vieler Arbeitsplätze. Die 
Unternehmen sind in dieser Krise ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung nachgekommen. 
Ohne die engagierten Unternehmerinnen und Un-
ternehmer im Land würde das Impfzentrum in Bre-
men in dieser Form nicht so aussehen. 

Damit wir auch nach Corona auf eine starke Wirt-
schaft setzen können, sind wir in der Pflicht, mehr 
für den Mittelstand zu tun. Da braucht es Entlas-
tung und keine weiteren Belastungen. Die gerade 
beschlossene Testpflicht ist ein Schlag in die Ma-
gengrube vieler Unternehmerinnen und Unterneh-
mer. Unternehmen müssen diese Tests nämlich 
selbst beschaffen. 

(Zuruf Abgeordneter Nelson Janßen [DIE LINKE] – 
Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: So ein 
Schwachsinn!) 

Dabei wird nicht darüber gesprochen, dass das ins-
besondere für Kleinst- und Kleinunternehmen eine 
große Belastung ist, und zwar für die, die kleine 
Mengen beschaffen und keine Mengenrabatte be-
kommen, deren finanzielle Möglichkeiten durch 
die Krise sowieso schon arg beschränkt wurden 
und deren finanzieller Spielraum auch nicht mit 
großen, internationalen Konzernen zu vergleichen 
ist. Wenn die Betriebe das vollständig allein leisten 
müssen, ist das nicht nur mit zusätzlicher Bürokra-
tie verbunden, sondern die Testpflicht würde die 
deutsche Wirtschaft mit zusätzlichen sieben Milli-
arden Euro belasten, und zwar jeden Monat, und 
der Staat hält auch noch die Hand auf, denn auf 
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Test-Kits sind immer noch 19 Prozent Mehrwert-
steuer. 

Hinzu kommt, dass für diese Testpflicht knapp 
200 Millionen Test-Kits benötigt werden, die auch 
erst einmal verfügbar sein müssen. Selbst wir als 
Parlament haben Probleme, ausreichend Tests zu 
besorgen. Da können wir das von den Betrieben 
doch auch nicht so einfach verlangen. Was ist ei-
gentlich, wenn sie keine Tests bekommen, diese 
aber bestellt haben? 

So wichtig das Testen ist, eine Testpflicht für Be-
triebe bringt uns nicht voran. Besser wäre da ein 
Förderprogramm für Luftfilter und Lufttauscher. 
Wir müssen die Betriebe, die Einzelhändler, aber 
auch die Gastronomie bei der Anschaffung von 
Luftfiltern und Lufttauschern unterstützen. Damit 
senken wir das Infektionsrisiko und schaffen 
gleichzeitig wichtige Öffnungsperspektiven auch 
für Innenräume. 

(Beifall FDP) 

Dort, wo der Staat selbst direkten Einfluss hat, muss 
er schnellstmöglich für den flächendeckenden Ein-
satz von Luftfiltern oder Lufttauschern sorgen. Das 
betrifft insbesondere Schulen und Kitas. Wir wer-
den als FDP-Fraktion einen entsprechenden An-
trag zur nächsten Bürgerschaftssitzung einreichen 
und fordern Sie schon heute auf, dieses Anliegen 
zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, für uns Freie Demokra-
ten ist eines klar: Ein Weiter-so darf es in der 
Coronapolitik nicht geben. Wir fordern den Senat 
auf, schnellstens eine neue Verordnung mit folgen-
den Punkten vorzulegen: 

Erstens: auf Grundlage der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse der Aerosolforscher draußen wieder so-
ziales Leben zu ermöglichen. Zweitens: die Inzi-
denz endlich um einen dynamischen Faktor zu er-
gänzen. Drittens: die Aufhebung der Eingriffe in 
die Grundrechte von Geimpften rechtlich abzusi-
chern. Viertens: keine weiteren Belastungen für die 
Wirtschaft, stattdessen zielgerichtete Unterstüt-
zung etwa im Bereich von Luftfiltern und Lufttau-
schern. 

So können wir gemeinsam einen wichtigen Beitrag 
zur Bekämpfung der Pandemie leisten und gleich-
zeitig auch wieder mehr Verständnis in der Bevöl-
kerung erreichen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Thomas Jürgewitz das Wort. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir gehen in eine weitere Verlängerung des Lock-
downs bis zum Endspiel Bundestagswahl. Dass 
diese Lockdowns nichts, aber auch rein gar nichts 
bringen außer gigantischen Kollateralschäden, 
steht für die AfD fest. Schweden, Florida, Texas be-
weisen nachdrücklich, dass es auch anders geht. 

Dass man sich im Freien nahezu nicht anstecken 
kann, ist Konsens. Trotzdem sollen selbst abendli-
che Spaziergänge verboten werden. Das Tragen 
von FFP2-Masken schützt vor den Coronaviren 
nicht und ist eher schädlich als nützlich, stellte 
kürzlich auch die Deutsche Gesellschaft für Kran-
kenhaushygiene fest. Eigentlich keine neue Er-
kenntnis, denn dieses sagten Herr Spahn und Pro-
fessor Wieler bereits im Februar 2020. Nun, heute 
gilt für die Bürger etwas anderes. Heute verdienen 
ja auch Politiker an den Masken. 

Der PCR-Test liefert den Entscheidungsträgern, 
also dem Bankkaufmann Spahn und dem Tierarzt 
Wieler, die Hauptdatengrundlage, er ist aber 
WHO-amtlich und auch gerichtlich bestätigt für Di-
agnosezwecke völlig ungeeignet. Gerade jetzt stei-
gen die Inzidenzen sprunghaft. Warum? Weil man 
kürzlich bundesweit 15 000 zusätzliche Teststatio-
nen errichtet hat und weil mehr getestet wird, gibt 
es immer mehr falsch positive Ergebnisse. Oder 
wird mehr getestet, weil wieder Politiker daran ver-
dienen? Einen schönen Gruß in diesem Sinne an 
den ehemaligen bayerischen Justizminister Sauter. 

Meine Damen und Herren, ich bin kein Impfgegner 
und gegen fast alles geimpft. Ich bin aber skep-
tisch, wenn völlig unausgetestete Impfstoffe zuge-
lassen werden. Selbst der CEO von Pfizer weiß fast 
nichts über die Wirkung und Nebenwirkungen sei-
nes Impfstoffes. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Falsch! Alles 
Quatsch!) 

Glaubt man Nachrichten aus Israel, wird das 
Coronaimpfen zur lebenslangen Dauereinrichtung. 
Wer mag daran nun wieder verdienen? Wir werden 
es noch erfahren, denn von den zwei Dutzend kor-
rupten Politikern, meist aus dem Bundestag, die 
der Spiegel kennt, sind jetzt elf enttarnt, bisher alle 
von CDU und CSU. 
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Das A und O, der Maßstab für alle Maßnahmen war 
bisher die Inzidenz. Eine wissenschaftlich nicht be-
gründete Zahl als Bezugsgröße, erst 50, dann 30, 
jetzt 100 – wie bei der Lotterie. Das soll nun wieder 
für einen Brücken- oder Tunnel-Lockdown und die 
heraufziehenden, diktatorisch anmutenden Geset-
zesänderungen aus Berlin gelten, um die Länder 
gleichzuschalten. Gleichschaltung, das hatten wir 
schon einmal. Das Volk wird von den Regierenden, 
von der Regierung in Geiselhaft genommen. Stock-
holm-Syndrom, man soll kooperieren. Wollt ihr den 
totalen Lockdown? Wollt ihr ihn brutaler und radi-
kaler, als ihr es euch bisher vorstellen konntet? Das 
Volk soll wieder rufen: Ja! Auch das hatten wir 
schon einmal, ein Volk in Geiselhaft. 

Nun tatsächlich nach über einem Jahr Coronaher-
umgehampel wird der wissenschaftliche Dienst des 
Deutschen Bundestages gefragt, und dieser sagt 
klar, die Coronamaßnahmen können nicht allein 
von den Inzidenzen abhängig gemacht werden. 
Warum hat man nicht gleich auf die AfD gehört? 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Das 
geht so nicht!) 

Wir sagen das schon immer, die Inzidenz sagt 
nichts aus, außer dass jemand das Virus in sich tra-
gen könnte. Es sagt aber nicht aus, wer erkrankt ist. 
Wer Symptome hat, muss zum Arzt, muss gegebe-
nenfalls in Quarantäne, aber das sind verhältnis-
mäßig wenige. Dafür muss aber nicht das ganze 
Volk, die ganze Wirtschaft, das ganze Leben in 
Quarantäne genommen werden. Schweden macht 
es uns vor. Schweden hat ohne Lockdown und 
ohne die ganze Coronahysterie annähernd gleiche 
Krankheits- und Todeszahlen, aber ein intaktes 
Gemeinwohl, eine prosperierende Wirtschaft. 

Also, jede Ablehnung eines weiteren Lockdowns 
seitens der AfD sowie auch des CDU-Änderungs-
antrages, denn dieser widerspricht der eigenen 
Coronakanzlerin, die gerade in Berlin wieder etwas 
ganz anderes plant. Reine Augenwischerei, in die-
sem Fall des Herrn Röwekamp auf dem Wege in 
den Bundestag. – Danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Peter Beck das Wort. 

Abgeordneter Peter Beck (LKR): Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Thema ist, wie inzwischen gewohnt, einmal 
mehr Corona beziehungsweise die anstehenden 
Umsetzungen der zu erwartenden und abgeänder-

ten Coronaverordnung nach dem Bundesinfekti-
onsschutzgesetz. Über die schwerwiegenden Än-
derungen des Bundesinfektionsschutzgesetzes 
wird allerdings erst in der nächsten Woche im Bun-
destag abgestimmt werden. 

Sehnlichst hoffe ich darauf, dass viele Mitglieder 
der sogenannten christlichen Union, also Mitglie-
der der CDU- und CSU-Fraktion im Bundestag, 
diesem Gesetz aus dem Gebot der Nächstenliebe 
heraus, denn es heißt ja, liebe deinen Nächsten, 
und nicht, geißle deinen Nächsten, und einer beab-
sichtigten Verschärfung des Bundesinfektions-
schutzgesetzes nicht zustimmen werden. Leider 
aber kennen wir die abstimmenden Protagonisten 
und sind von diesen bereits hinlänglich so manch 
starkes Stück gewohnt. Immerhin aber stirbt die 
Hoffnung bekanntlich zuletzt. 

Deshalb, liebe Bremer CDU-Fraktion, sollten auch 
Sie wieder vermehrt diesen doch für jedermann 
verständlichen Geboten Folge leisten beziehungs-
weise Ihre noch vorhandenen christlichen Werte 
einmal kritisch hinterfragen. Hier in Bremen wird 
diese zu einem Handlanger des Merkelismus mu-
tierte Landesregierung sicherlich wieder einmal im 
vorauseilenden Gehorsam zur Merkeltreuepflicht, 
wie sie es in den zurückliegenden 13 Monaten stets 
zuverlässig in Merkels Sinne tat, unkritisch umset-
zen, was ihr geheißen wird. 

Eine dieser Verschärfungen wird ab Montag, den 
19. April 2021 alle unsere Bremer Schulkinder und 
bald auch alle Kita-Kinder und natürlich auch de-
ren Erziehungsberechtigte betreffen. Eltern von 
schulpflichtigen Kindern können nach Meinung 
der Bildungsbehörde auf freiwilliger Basis eine 
Einverständniserklärung zur Coronatestung ihrer 
Kinder in deren jeweiligen Schulen abgeben. Wei-
ter im Text geht es dann allerdings so: Sollte bis 
Montag, den 19. April 2021 keine – so langsam 
wird die Frechheit der Bildungssenatorin unfreiwil-
lig komisch – freiwillige Einverständniserklärung 
der Eltern an den jeweiligen Schulen ihrer Kinder 
vorliegen, so werden diese dann in den Distanzun-
terricht versetzt und der Schule verwiesen. 

Werden ab Montag Kinder unter Amtshilfe der Po-
lizei in Handschellen der Schule verwiesen, wenn 
diese nach § 55 des Bremischen Schulgesetzes ih-
rer Schulpflicht nachkommen wollen? Einmal ganz 
im Ernst, Herr Bürgermeister Dr. Bovenschulte und 
Frau Senatorin Dr. Bogedan – man hörte, sie 
möchte zurücktreten –, was innerhalb Ihrer Auffas-
sung von Recht und Verhältnismäßigkeit ist Ihnen 
da eigentlich außer Kontrolle geraten? Überwiegt 
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bei Ihnen inzwischen der Wunsch wenigstens nach 
Anpassung des Rechtsstaates in Ihren kruden Vor-
stellungen oder treiben Sie lediglich mit Entsetzen 
Scherz? Beides wäre keinesfalls hinnehmbar. 

Keine Frage, die rot-grüne bis dunkelrote Landes-
regierung will derartige Pläne in die Tat umsetzen 
und wird dies auch mit Sicherheit gnadenlos durch-
führen. Es wäre Ihnen stattdessen umso mehr an-
zuraten, endlich einmal im Sinne des Wohles unse-
rer Kinder zu denken und zu handeln, da die Dun-
kelroten sich hier in der Bürgerschaft sicherlich 
schon klammheimlich darauf freuen, diese Corona-
maßnahmen auch reell umzusetzen. Schließlich 
knechteten diese vor gar nicht allzu langer Zeit das 
damalige DDR-Volk auch nicht ganz unerheblich. 
Eigentlich ein Skandal, dass man daran überhaupt 
noch erinnern muss. 

Angesichts des unseligen sozialistischen Wissens-
vorsprungs aus der DDR-Zeit, welche in dieser 
dunkelroten Partei vermutlich immer noch vorhan-
den ist, und angesichts des Umstandes, dass die 
Partei DIE LINKE schließlich die direkte juristische 
Nachfolgepartei der ehemaligen Mauerschützen- 
und Mörderpartei SED unter Erich Honecker ist, 
wird es inzwischen vielen Bürgern und Bürgerin-
nen völlig zu Recht ganz flau und mulmig zumute. 
Weder unser Bundesland noch unsere Republik 
verdienen es, von derartigen Genossen im Geiste 
ins nächste sozialistische Gesellschaftslabor beför-
dert zu werden. 

Bitte, Herr Röwekamp von der CDU, versuchen Sie 
mit Ihrer Rede doch nicht, so zu tun, als ob Sie hier 
die konservative, rebellierende Oppositionspartei 
in der Bürgerschaft seien. Wie Sie mir selbst einmal 
während einer meiner Reden zuriefen, sind Sie 
schließlich der beste Freund von Herrn Nelson 
Janßen von DIE LINKE. Da sieht man doch bei-
spielhaft, wohin die Reise geht. Besten Dank für so 
viel Offenheit! 

(Unruhe) 

Vielen Dank! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte das Wort. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Kommen wir 
zur ernsthaften Debatte zurück. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Als ich mir das Eingangsstatement von Herrn Rö-
wekamp angehört habe, habe ich gedacht: Donner-
wetter, das hört sich in vielen Punkten ganz anders 
an, als das, was ich von der Kanzlerin höre, als das, 
was ich von Herrn Laschet höre, als das, was ich 
von Herrn Söder höre. Da habe ich gedacht, darauf 
reite ich gar nicht lange und intensiv herum, weil 
das ja kein CDU-Privileg ist – wir leben in der 
Coronapandemie –, das in den Diskussionen ist, in 
den Parteien und über die Parteigrenzen jedenfalls 
der demokratischen Parteien kreuz und quer 
durcheinandergeht: dass sich da festgefügte Loya-
litäten und Solidaritäten in der inhaltlichen Diskus-
sion auflösen und viele, viele andere Aspekte eine 
Rolle spielen als die parteipolitische Zugehörigkeit. 
Ich glaube, das müssen wir als eine Realität aner-
kennen. 

Das ist übrigens einer der Punkte, die ich in den 
Ministerpräsidentenkonferenzen, MPK, nicht als 
unangenehm empfunden habe, da hat es nämlich 
an vielen, vielen Stellen ein echtes, ernsthaftes Rin-
gen um die richtige Lösung gegeben. Das war bloß 
häufig nicht einfach, weil es so schwer ist in der ge-
genwärtigen Lage, zu bestimmen, was ist die rich-
tige Lösung, weil es so viele gegensätzliche Argu-
mente zu berücksichtigen gilt. 

Das ist übrigens etwas, das jetzt alle gerade erleben 
im Beratungsprozess um das Bundesinfektions-
schutzgesetz im Bundestag und dann künftig auch 
im Bundesrat. Die unterschiedlichen Haltungen 
und Argumente und Sichtweisen sind ja nicht weg, 
sie werden nur in anderer Form ausgetragen und 
man sieht: Auch da bedarf es vieler, vieler Diskus-
sionen und vieler, vieler Auseinandersetzungen, 
um hinterher zu einer Lösung zu kommen. 

Ein bisschen fühle ich mich dadurch, ehrlich ge-
sagt, rehabilitiert. Wir haben jetzt nicht das Abstim-
mungsgremium MPK eingeschaltet gehabt, aber 
die Diskussionen und Auseinandersetzungen sind 
keinen Deut weniger geworden und das konnte 
man ja auch ernsthaft nicht erwarten, meine Da-
men und Herren. 

Zum eigentlichen Anlass der heutigen Sondersit-
zung, Thema Modellprojekt, ist alles gesagt. Ich 
glaube, niemand von den demokratischen Parteien 
hier im Raum, wahrscheinlich nicht einmal die FDP 
würde jetzt sagen: Es ist unter den gegebenen Ver-
hältnissen steigender Infektionszahlen der Zeit-
punkt, tatsächlich Modellprojekte durchzuführen, 
also real zu öffnen für Modellprojekte. Da, wo Län-
der das gemacht haben, da werden jetzt flächende-
ckend bestehende Modellprojekte einkassiert. 



3190 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 25. Sitzung am 16.04.2021 

Mit viel Frustration und mit viel Auseinanderset-
zung ist das verbunden, weil da natürlich viel Kraft 
hineingesteckt wurde, im Saarland, in Niedersach-
sen und in vielen, vielen anderen Ländern. All 
diese Projekte können richtigerweise jetzt nicht 
mehr fortgeführt werden, weil das Infektionsge-
schehen es nicht zulässt. Deshalb wäre es natürlich 
– und, wie gesagt, das will wohl auch keiner ernst-
haft – völlig verfehlt, derzeit Modellprojekte durch-
zuführen. 

Nun ist der Hintergrund des CDU-Änderungsan-
trags ja auch nicht die Durchführung von Modell-
projekten jetzt ad hoc, sondern Ziel ist es, die recht-
lichen Grundlagen dafür zu schaffen, Modellpro-
jekte auszuschreiben, also zu sagen: Wir gehen 
jetzt in die Phase, in der wir die Rahmenbedingun-
gen rechtlich definiert haben und jetzt öffentlich 
dazu aufrufen: Reicht eure Bewerbungen für Mo-
dellprojekte ein, damit wir sie dann bewerten kön-
nen und für einen Tag X, an dem die Inzidenz das 
zulässt, dann tatsächlich in die Praxis umsetzen 
können. 

Aber ist ein solches Vorgehen sinnvoll? Die Frage 
zu stellen, heißt, sie zu verneinen, aus drei Grün-
den. Erstens: Wir wissen noch gar nicht, wie der 
rechtliche Rahmen für Modellprojekte auf Bundes-
ebene sein wird. Da wird im Moment immer noch 
intensiv diskutiert, wie die Rahmenbedingungen 
sein werden, und klar ist nur eines: Es wird eine 
Grenze geben, die keine Modellprojekte oberhalb 
von 100 zulässt. 

Unterhalb der Inzidenzschwelle von 100, darauf 
hat der Abgeordnete Janßen hingewiesen, haben 
wir ja ein Regime, ein Öffnungsregime, das tat-
sächlich Öffnungsschritte auch ohne Modellpro-
jekte vorsieht, wenn die Inzidenzen es zulassen, 
und somit eine Modellprojektinkraftsetzung in die-
sem Bereich doch im Wesentlichen als reine Sym-
bolpolitik erscheinen lässt. 

Aber selbst wenn man das anders sehe würde, ist 
doch eines ganz klar: Wenn wir jetzt einen Aufruf 
starten würden – Reicht Modellprojekte für Locke-
rungen ein! – in einer Situation, in der die Heraus-
forderung ist, wie bekommen wir die drastisch stei-
genden Inzidenzen in den Griff, dann würden wir 
doch ein völlig falsches Signal senden, dann wür-
den wir eine kognitive Dissonanz – wenn ich das 
einmal so nennen darf – produzieren oder, anders 
ausgedrückt, die Leute würden völlig wuschig und 
wüssten nicht: Sollen wir uns denn jetzt diszipli-
niert verhalten, geht es jetzt darum, den Lockdown 

in die Praxis umzusetzen, geht es darum, die Zah-
len herunterzubekommen oder geht es darum, 
Ausschreibungen für Modellprojekte zur Locke-
rung zu machen? 

Das würde doch keiner mehr zusammenbringen 
und damit würden wir das absolut falsche Signal 
senden und deshalb wäre es jetzt falsch, eine Aus-
schreibung für Modellprojekte zu machen, so wie 
sich das die CDU vorstellt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Was man natürlich machen kann, ist: Man kann 
über Modellprojekte weiter nachdenken, weil man 
über alles weiter nachdenken kann, und das gilt 
natürlich auch für das Thema Modellprojekte. 
Aber, lieber Herr Röwekamp, man braucht doch 
keine Verordnungsermächtigung zum Nachden-
ken, das bekommen wir doch auch so hin. 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE – Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich glaube, da sind wir Frau und Manns genug, 
dass wir nachdenken können, wie die Situation 
aussieht, wenn die Inzidenzen das wieder zulassen, 
dass wir Diskussionen weiterführen können, aber, 
wie gesagt, ein Änderungsantrag, wie Sie ihn vor-
gelegt haben, der ist in der jetzigen Situation nicht 
nötig in der Sache und kontraproduktiv, was das 
Signal nach außen angeht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Und so ein kleines bisschen – angesichts der Dra-
matik der Situation an dieser Tatsache, dass dieser 
Änderungsantrag keine Mehrheit finden wird bei 
der Regierungskoalition – dann daran zu knüpfen, 
sich bei der Verlängerung der Grundverordnung 
zu enthalten, also zu sagen, es ist nicht notwendig, 
nach unserer Meinung als CDU, dass diese grund-
schützenden Maßnahmen für die Bevölkerung fort-
geführt werden. Und zu sagen, nein, dafür sind wir 
nicht, nur weil wir mit einem Änderungsantrag in 
dem kleinen Bereich der Modellprojekte, der sich 
tatsächlich in der jetzigen Situation nicht als not-
wendig erweist, sondern als kontraproduktiv, des-
halb der staatspolitischen Verantwortung nicht ge-
recht zu werden und zu sagen, wir stellen uns an 
die Seite und wir enthalten uns – das hat schon ein 
bisschen etwas von einem Possenspiel, muss ich sa-
gen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 
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Das ist, glaube ich, nicht die richtige Linie. Ich weiß 
natürlich, warum das so ist: weil das der kleinste 
gemeinsame Nenner in der CDU-Fraktion ist, auf 
den man sich an diesem Punkt verständigen kann. 
Auch darauf will ich nicht herumreiten, weil das in 
allen möglichen Fraktionen so sein kann und weil 
ich ja schon betont habe, wie schwierig die Situa-
tion ist. Trotzdem halte ich es für eine falsche Ab-
wägungsentscheidung, der Verantwortung nicht 
gerecht zu werden und sich mit einem Enthalten da 
in die Büsche zu schlagen. Aber – insoweit nehme 
ich die CDU in Schutz – 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: 
Herzlichen Dank!) 

Sie haben diese Abwägung ernsthaft getroffen und 
haben sich darüber Gedanken gemacht, was das 
Richtige ist. 

Dagegen hat mich die FDP wieder einmal verwun-
dert, wirklich absolut verwundert. Zum wievielten 
Mal hören wir eine Philippika, was alles anders 
werden muss, wie man es anders gestalten muss, 
was der Senat alles tun sollte. Nun erwarte ich nicht 
von einer Fraktion, dass sie eine komplett neue 
Coronaverordnung vorlegt, wo sie dann einmal 
konkretisiert, was sie denn haben will. Aber dass 
es vielleicht den einen oder anderen Änderungsan-
trag gibt, mit dem dann tatsächlich die Rhetorik 
auch einmal konkret gemacht wird und in dem man 
sagt, nein, wir wollen das und das geändert haben, 
wie es ja die CDU zumindest mit offenem Visier ge-
macht hat – da ist absolute Fehlanzeige bei der 
FDP. 

Dann haben Sie doch den Mut 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

und legen einmal vor, was Sie geändert haben wol-
len, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

dann müssten wir uns nicht immer nur substanzlose 
Rhetorik anhören und Absichtserklärungen und 
dann müssten Sie einmal zeigen, dass Sie bereit 
sind, Verantwortung zu übernehmen. Wenn Sie 
dann sagen, die Gastronomie soll geöffnet werden, 
dann könnte man sagen: Ja, dafür übernimmt die 
FDP dann wirklich einmal Verantwortung, darüber 
kann man abstimmen, das ist nicht einfach nur 
Rhetorik. 

Sich dann hinzustellen, wenn es um die Verlänge-
rung der Verordnung geht, um den elementaren 
Schutz der Bevölkerung, und zu sagen, wir haben 
nicht nur eine Enthaltung, sondern wir lehnen die 
Verlängerung der Verordnung ab, das ist staatspo-
litische Verantwortungslosigkeit, denn wenn Sie 
sich durchsetzen würden mit dieser Haltung, dann 
würden Sie die Bevölkerung schutzlos dem Virus 
preisgeben, das wäre FDP-Politik und das wäre 
verhängnisvoll. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Kommen wir zu den wichtigen Fragen, zu den rich-
tigen Fragen: Was macht man angesichts der Situ-
ation? Nicht einfach zu beantworten, sondern 
schwer, das haben hier alle Rednerinnen und Red-
ner festgestellt, übereinstimmend. Erstens: Was ha-
ben wir gemacht? Wir haben in Bremen – ja, auch 
im Detail mit Unterschieden – die Notbremse sofort 
gezogen und haben schweren Herzens zum Bei-
spiel Click and Meet zurückgenommen – übrigens 
als anderswo der Anwendungsbereich von Click 
and Meet noch erweitert wurde auf den Inzidenz-
raum 100 bis 200. 

Da haben wir gesagt, wir nehmen das zurück, ob-
wohl hier auch in der unmittelbaren Nachbarschaft 
Bremens zu diesem Zeitpunkt Click and Meet noch 
möglich war und das natürlich eine sehr schwierige 
Entscheidung war, die wir getroffen haben. Trotz-
dem haben wir das konsequent gemacht, weil wir 
gesagt haben, der Gesundheitsschutz hat Priorität. 

Zweitens: Wir machen richtig Druck beim Impfen. 
Wir haben schon gehört, Bremen hat als erstes Bun-
desland die 20 Prozent-Impfquote für Erstimpfun-
gen überschritten. Aber ich finde, eine andere Zahl 
ist fast noch wichtiger: Wir sind das erste Bundes-
land, das die 50 Prozent-Grenze für Erstimpfungen 
bei den über 60-Jährigen überschritten hat, heute 
mit 51,5 Prozent, und damit bei der Gruppe, die am 
angreifbarsten, am verletzlichsten ist. Da 51,5 Pro-
zent Durchimpfung bei den Erstimpfungen zu ha-
ben, das ist ein richtig großer Erfolg und das zeigt: 
An dem Punkt müssen wir weiter Druck machen 
und da müssen wir richtig Tempo machen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Da ärgere ich mir natürlich einen Wolf, wenn uns 
da Steine in den Weg gelegt werden, ja, das tue ich. 
Und trotzdem, gegen alle Schwierigkeiten bei der 
Impfstoffbeschaffung und -verteilung, haben wir 
das hinbekommen. Ja, und ich wäre froh, wenn ich 
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sagen könnte, das wäre ein reiner Erfolg sozialisti-
scher Planwirtschaft. Das ist es ja nicht, sondern 
das ist das gelungene und gute Zusammenwirken 
von Impfzentren und Ärzten, von öffentlicher 
Hand, Hilfsorganisationen und Wirtschaft. 

Diese Koalition, die steht dazu, denn das Ziel dieser 
Koalition ist der Gesundheitsschutz und da arbei-
ten wir konsequent mit allen Kräften zusammen, da 
sind wir pragmatisch, da kommt es uns auf Ergeb-
nisse, da kommt es uns nicht auf Ideologie an, und 
ich glaube, da können wir uns an den Ergebnissen 
auch messen lassen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Dritter Punkt: Testen. Ja, man kann das Virus nicht 
wegtesten. Aber alle wissen, warum Testen wichtig 
ist. Erstens: Durch Testen kann man eine begrenzte 
Sicherheit für bestimmte Räume schaffen, keine 
vollständige, aber eine begrenzte, indem alle, die 
in einem sozialen Raum und auch im Raum im 
wörtlichen Sinne zusammen sind, getestet sind, da 
hat man eine relative Erhöhung der Sicherheit. 

Testen ist ein Mittel zur allgemeinen Pandemiebe-
kämpfung. Warum? Weil man durch flächende-
ckendes Testen Menschen erkennt, die infiziert 
sind, aber keine Symptome haben und die können 
sich dann absondern, bevor sie andere anstecken. 
Es hat diese Doppelfunktion. So wenig man das Vi-
rus wegtesten kann, so richtig ist es, tatsächlich mit 
dem Testen voranzuschreiten. 

Lieber Björn Fecker, natürlich ist es absolut richtig, 
die Testpflicht auch auf den betrieblichen Bereich 
zu erstrecken und es gibt keine Rechtfertigung da-
für, aus meiner Sicht keine politische und keine 
verfassungsrechtliche, warum eine Testpflicht für 
Schülerinnen und Schüler möglich sein soll, aber 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht. 

Meine Damen und Herren, das ist übrigens, unab-
hängig von der verfassungsrechtlichen Bewertung, 
auch gar keine wirtschaftsfeindliche Position. Eine 
Testpflicht im betrieblichen Bereich ist im Gegen-
teil eine wirtschaftsfreundliche Position. Warum? 
Ich habe in den letzten Tagen viel mit Unterneh-
merinnen und Unternehmern gesprochen, die am 
Anfang immer skeptisch waren. Aber dann habe 
ich denen das aus meiner Sicht dargestellt und 
habe gesagt: Wenn zehn Leute bei Ihnen im Be-
trieb in Präsenzbeschäftigung arbeiten, weil 
Homeoffice nicht möglich ist, dann sind die doch 
richtig gut nur geschützt, wenn die zehn, die zu-
sammenarbeiten, alle getestet sind. 

Das nützt doch dem einzelnen Kollegen und der 
einzelnen Kollegin nichts, wenn da nur einer getes-
tet ist oder zwei oder drei. Wenn die aber alle ge-
testet sind und zusammenkommen, dann ist der 
Schutz doch am größten für die Beschäftigten, aber 
dann am Ende auch für das Unternehmen, weil 
dann die Gefahr, dass es zu Ausfällen kommt, zu 
Betriebsschließungen oder zu Einschränkungen 
doch viel, viel geringer ist. Am Ende haben dann 
alle eigentlich nach der Diskussion immer zuge-
stimmt. Deshalb ist es richtig, dass die Testange-
botspflicht für Unternehmen zu einer echten Test-
pflicht in den Betrieben erweitert werden muss. 
Das gilt natürlich dann für die öffentliche Hand ge-
nauso. 

Deshalb werde ich auch dem Senat vorschlagen, 
dass wir im Bundesrat noch einmal klar dafür ein-
treten und dafür streiten, und – je nach der Frage, 
ob es dann ein Einspruchsgesetz bleibt oder ein Zu-
stimmungsgesetz – dass wir da auch einen entspre-
chenden Plenarantrag stellen und ganz klar eine 
echte Testpflicht in den Betrieben fordern, im Inte-
resse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und im Interesse der Unternehmen, weil das ein 
Mittel ist, um die Menschen dort zu schützen und 
um dort Bedingungen zu schaffen, dass gerade in 
bestimmten Bereichen kein Lockdown notwendig 
ist. Ich glaube, das ist die richtige, sachgerechte 
und pragmatische und unideologische Haltung 
dazu. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Eines hoffe ich dann sehr, weil wir ja acht grüne 
Landesregierungen haben, an denen die Grünen 
beteiligt sind, lieber Herr Fecker, dass die Ihr Pa-
thos und Ihre Empathie an dieser Stelle bei der all-
gemeinen Testpflicht auch teilen, dass auch der Ba-
den-Württembergische Ministerpräsident, wenn 
wir diesen Antrag stellen, dann richtig hineingeht 
und sagt: Diese Bremer Initiative, die unterstützen 
wir. Und ich würde mich richtig freuen, wenn die 
Grünen dann bei den Landesregierungen, in denen 
sie vertreten sind, von Bremen aus auch noch ein-
mal Druck machen, dass wir dafür eine Mehrheit 
bekommen. 

Im Moment sieht es nicht so aus. Im Moment stehen 
wir als Bremen, glaube ich, noch ziemlich allein da. 
Ich glaube, da sind wir alle gefordert und da hilft es 
nicht, mit dem Finger nur auf die Bundesregierung 
zu zeigen, sondern da ist jede und jeder gefordert, 
die Parteikolleginnen und Parteikollegen in den 
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anderen Ländern aufzufordern, mit Bremen an ei-
nem Strang zu ziehen, damit wir dafür auch eine 
Mehrheit bekommen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Abschließend noch einmal grundsätzlich zum Bun-
desinfektionsschutzgesetz. Ich teile den Entwurf 
und die Zielsetzung grundsätzlich. Das ist so, vieles 
von dem haben wir in Bremen schon normiert, be-
stimmte Sachen sind Verschärfungen, die sinnvoll 
sind. Es gibt absolut berechtigte Kritik. Ich bin eben 
schon herumgeritten auf der Testangebotspflicht 
und der echten Testpflicht, die sich nur in der Ar-
beitsschutzverordnung findet als Testangebots-
pflicht und nicht als echte Testpflicht im Bundesin-
fektionsschutzgesetz. Das ist ein Kritikpunkt. 

Auch die Frage der Ausgangssperre ist schon viel 
und häufig hier erwähnt und diskutiert worden. Ich 
will jetzt nicht auf die einzelnen verfassungsrecht-
lichen Probleme eingehen. Das Grundproblem üb-
rigens ist aus meiner Sicht der Automatismus, der 
Automatismus, der es nicht möglich macht, die aty-
pischen Konstellationen des Einzelfalls zu berück-
sichtigen. Ich glaube, das ist das größte Problem bei 
einer Verhältnismäßigkeitsprüfung. 

Man kann bei allen Fragezeichen, ob Ausgangs-
sperren grundsätzlich etwas bringen und wie sie 
dann im Einzelnen ausgestaltet sind, unterschiedli-
cher Meinung sein, aber dass man sagt, ich kann 
die Besonderheiten des Einzelfalls überhaupt nicht 
mehr berücksichtigen, ich kann nicht berücksichti-
gen, ob man viel oder wenig getestet hat, ich kann 
nicht berücksichtigen, ob es einen Clusterausbruch 
gab, der mit dem allgemeinen Infektionsschutzge-
schehen nichts zu tun hat, ich kann all diese Dinge 
bei meiner Entscheidung nicht berücksichtigen, 
sondern es gibt einen Automatismus, der an einem 
feststehenden Inzidenzwert angebunden ist: Das, 
glaube ich, widerspricht im Kern der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zur Frage, 
wie man Verhältnismäßigkeit herstellt. 

Ob ich Recht habe, weiß ich nicht. Wenn das Bun-
desverfassungsgericht anders entscheidet, dann 
bestätigt das den Satz „Vor Gericht und auf hoher 
See“, aber meine Auffassung ist das, und deshalb – 
nicht nur deshalb, aber auch deshalb – sehe ich 
diese Regelung kritisch. Ich könnte jetzt auch noch 
ein paar andere Punkte aufzählen, ich glaube aber, 
im Moment geht es vor allen Dingen doch darum, 
den vorliegenden Gesetzentwurf in einer Reihe von 
Einzelpunkten besser zu machen. 

Einen habe ich ja schon genannt mit der echten 
Testpflicht, wofür ich jedenfalls im Senat – und ich 
glaube, da gibt es ja auch die Unterstützung, die 
breite – eintreten werde. Aber möglicherweise wer-
den wir da auch noch an anderen Punkten aktiv 
werden können und müssen. Wir werden schauen, 
dass wir dieses Gesetz so gut wie möglich aus Bre-
mer Sicht machen und dann entscheiden, wie wir 
uns dazu verhalten. 

Eines, glaube ich, ist sehr wichtig. Was wir uns 
nicht leisten können: Wir können uns nicht eine 
weitere zeitliche Verzögerung leisten. Der Bera-
tungsprozess muss jetzt schnell, seriös und solide, 
aber eben auch zeitnah zu Ende geführt werden, 
weil die Regeln, die darin sind, auf die wir uns dann 
verständigt haben, zum Teil, zum großen Teil, 
glaube ich, aus Bremer Sicht positiv sind. Vielleicht 
gibt es auch manche, die wir kritisch sehen. Aber 
wenn sie dann gelten, dann müssen sie auch 
schnell umgesetzt und eingehalten werden, damit 
wir die Pandemie effektiv bekämpfen können. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Röwekamp. 

Abgeordneter Thomas Röwekamp (CDU): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Lassen Sie mich für die CDU-
Fraktion noch auf drei Themen in dieser Debatte 
und auf die Äußerungen der Kolleginnen und Kol-
legen und von Ihnen, Herr Bürgermeister, einge-
hen. 

Erstens: Ja, es stimmt, wir haben in der Bevölke-
rung unverändert eine Bereitschaft in hohem 
Maße, auch weiter Einschränkungen in ihrer Le-
bensführung hinzunehmen. Wir haben aber gleich-
zeitig auch eine hohe Verunsicherung bei der 
Frage, welche Maßnahmen notwendig und welche 
geeignet sind. Dazu haben alle beigetragen, die in 
den vergangenen Wochen und Monaten die ge-
troffenen Beschlüsse eben nicht eins zu eins umge-
setzt haben. Da nützt es auch nichts, mit dem Fin-
ger immer nur auf andere zu zeigen. Auch wir in 
Bremen haben die bisherigen Beschlüsse der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz eben nicht eins zu eins 
umgesetzt. Wir haben im Bereich der Bildungspoli-
tik ein ewiges Hin und Her gehabt zwischen Prä-
senzpflicht und Schulöffnung, zwischen Ausset-
zung der Präsenzpflicht und Maskenpflicht. 
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Am Ende bin ich froh, dass es jetzt diesen einheit-
lichen Beschluss, der ja auch nur durch die Minis-
terpräsidentenkonferenz zustande gekommen ist, 
gibt, der der Vorstellung der CDU ja schon seit Wo-
chen entsprach, nämlich zu sagen: Wir brauchen 
eine verbindliche Testpflicht an den Schulen. Wer 
sich nicht testen lässt – das ist die notwendige Kon-
sequenz –, kann dann eben auch am Unterricht 
nicht teilnehmen. Und wir brauchen die Masken-
pflicht auch in Grundschulen. 

Ich freue mich, dass Sie endlich zu dieser Überzeu-
gung gekommen sind. Aber Ihr Verhalten vorher 
über Wochen und Monate – rein in die Kartoffeln, 
raus aus den Kartoffeln –, hat die Verunsicherung 
der Menschen gerade im Bildungsbereich auch ge-
schürt, und sich deswegen jetzt hier hinzustellen 
und zu sagen, die Menschen sind verunsichert – ja, 
das stimmt, aber Sie selbst haben einen guten Teil 
der Verantwortung dafür, dass es überhaupt so 
weit gekommen ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Deswegen bin ich froh, dass es das Infektions-
schutzgesetz gibt – darüber sind wir uns ja wenigs-
tens einig –, habe ich das Gefühl, dass es gut ist, 
dass der Bund das jetzt flächendeckend einheitlich 
löst. 

Nun gibt es zwei Kritikpunkte, die ich höre. Der 
eine ist die Ausgangsbeschränkung, dazu habe ich 
vorhin ausführlich etwas gesagt. Ich will nur noch 
einmal sagen, Herr Bürgermeister Dr. Boven-
schulte, die war bisher auch Gegenstand der Be-
schlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz als Op-
tion. Optional in Inzidenzgebieten mit über 100 ist 
es Beschlusslage mit Ihrer Stimme geworden, 
meine Damen und Herren. Das haben Sie in Bre-
men auch nicht umgesetzt. 

Ich will damit nur sagen: Natürlich sind alle diese 
Themen, die jetzt in der Notbremse vereinbart wer-
den, nicht neu. Sie spiegeln die jetzige Beschluss-
lage der Ministerpräsidentenkonferenz wider, die 
eben nur uneinheitlich und nicht konsequent von 
allen Ländern umgesetzt worden ist, und deswegen 
bleibe ich dabei: Auch wenn einzelne Maßnahmen 
umstritten sein mögen, in der Sache ist es richtig 
und vernünftig, dass es endlich bundesweit ein-
heitliche Regelungen zu dieser Notbremse gibt und 
niemand mehr von diesen Regelungen abweichen 
kann, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang auch noch 
einmal sagen: Es mag ja sein, Herr Güngör und 
Herr Fecker, dass Sie der Auffassung sind, dass 
beispielsweise die Ausgangsbeschränkung nicht 
zielführend ist und falsch sein mag. Ich will, Herr 
Güngör, nur noch einmal sagen: Sie sind an dieser 
Bundesregierung beteiligt. 

(Zurufe Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

Ihre Justizministerin hat bescheinigt, dass es ver-
fassungsrechtlich vertretbar ist. Wenn Sie jetzt ge-
meinsam mit Herrn Janßen hier immer wieder sa-
gen, es gäbe mildere Mittel, 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Ihre Rosi-
nenpickerei und Ihr Eiertanz nerven!) 

dann bin ich ja einmal gespannt, was denn eigent-
lich das mildere Mittel ist, um die Kontaktbe-
schränkungen entsprechend zu kontrollieren? Was 
wollen Sie 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Was wollen 
Sie?) 

denn eigentlich tun, um das umzusetzen, was erfor-
derlich ist, um zu verhindern, dass private Anste-
ckungsgefahren auftreten? Sich hier nur hinzustel-
len und zu behaupten, es gäbe mildere Mittel, 
reicht nicht, meine Damen und Herren – dann sa-
gen Sie doch, welches das ist. Wollen Sie Woh-
nungskontrollen beispielsweise? Was ist denn Ihr 
milderes Mittel gegenüber der Ausgangsbeschrän-
kung, um private Kontakte zu vermeiden? Die Ant-
wort, Herr Janßen, sind Sie leider in der Debatte 
heute vollständig schuldig geblieben, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall CDU) 

Ich möchte auch noch als zweites etwas zu dem 
Thema sagen, ob eigentlich die CDU in dieser 
Frage in Bremen verlässlich oder volatil ist, Herr 
Professor Hilz hat das ja so angesprochen. Ich halte 
dazu fest: Wir haben bisher die Beschlüsse der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz immer eins zu eins un-
terstützt. Auch wenn wir in Detailfragen anderer 
Auffassung waren, haben wir immer gesagt, dass 
die Maßnahmen insgesamt, wenn sie denn so ver-
abredet worden sind, auch in Bremen und Bremer-
haven umgesetzt werden sollen. Dazu gehört aber 
natürlich auch, dass sich die Lage entwickelt hat. 
Mit der zunehmenden Impfung, die der Bürger-
meister eben beschrieben hat, und mit der zuneh-
menden Möglichkeit, Testungen durchzuführen, 
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gibt es natürlich auch die Möglichkeit für die Men-
schen, die geimpft und getestet sind, die Grund-
rechtseinschränkungen, die bisher galten, gegebe-
nenfalls zurückzunehmen. Zumindest müssen wir 
das überprüfen. 

Deswegen hat die Ministerpräsidentenkonferenz 
auch mit Ihrer Stimme, Herr Bürgermeister Dr. 
Bovenschulte, am 22. März ausdrücklich beschlos-
sen, ich zitiere: „Im Rahmen von zeitlich befristeten 
Modellprojekten können die Länder in einigen 
ausgewählten Regionen“ – übrigens, Herr Profes-
sor Hilz, man kann nicht Bremen zur ausgewählten 
Region ernennen und sagen, das muss stadtweit 
gelten – „mit strengen Schutzmaßnahmen und ei-
nem Testkonzept einzelne Bereiche des öffentli-
chen Lebens öffnen.“ 

Das haben Sie, Herr Bürgermeister Dr. Boven-
schulte, mit beschlossen. Mit 15 Ministerpräsiden-
tinnen und Ministerpräsidenten. Zwölf haben die-
sen Beschluss schon in ihrer Verordnung, die da-
nach erlassen worden ist, am 28. März umgesetzt. 
Übrigens auch Länder wie Rheinland-Pfalz, die in 
dem Moment eine Inzidenz von über 100 hatten, 
Länder wie Baden-Württemberg, die in dem Mo-
ment eine Inzidenz von über 100 hatten, haben in 
diesen Situationen bereits Modellprojekte zugelas-
sen. Weshalb ist es denn eigentlich so abwegig, 
dass wir das in Bremen, obwohl wir eine Inzidenz 
von über 100 haben, jetzt nicht auch in unsere Ver-
ordnung aufnehmen? Wieso passt das nicht in die 
Zeit, wenn es in Baden-Württemberg in die Zeit 
und in Rheinland-Pfalz in die Zeit gepasst hat, wo 
eine SPD-Ministerpräsidentin und ein grüner Mi-
nisterpräsident das umsetzen, was Sie mit be-
schlossen haben? Warum geht es wieder überall 
anders in Deutschland, nur in Bremen nicht? Die 
Antwort sind Sie schuldig geblieben, sehr geehrter 
Herr Bürgermeister. 

(Beifall CDU) 

Der dritte Punkt, den ich ansprechen will, ist die 
Äußerung zur Testpflicht in Unternehmen. Jetzt 
einmal fernab Ihrer sozialistischen Propaganda, die 
Sie für sich selbst ja auch eben reklamiert haben, 
frage ich mich: Was meinen Sie denn damit eigent-
lich? Unabhängig davon, dass wir bei Kitas ja lange 
darüber gestritten haben, was Testpflicht bedeutet 
und die Koalition sich ja erst ein bisschen dahinbe-
wegen musste. Was soll das eigentlich konkret be-
deuten? Dass die Arbeitgeber verpflichtet sind, 
Tests anzubieten, steht jetzt in der Arbeitsstätten-
verordnung. Jetzt sagen Sie, Sie wollen eine Test-
pflicht. Das kann ja nur bedeuten, dass Arbeitgeber 

verpflichtet werden zu prüfen, ob die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer getestet sind. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Nein!) 

Oder sollen sie die Arbeitnehmer auf einem Stuhl 
festschnallen und einen Test vornehmen? 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Ja!) 

Testpflicht heißt doch, ich muss einen Arbeitgeber 
verpflichten, bei einem Arbeitnehmer auch gegen 
seinen Willen einen Test durchzuführen. Was soll 
eigentlich mit denen passieren, die sich weigern, 
den Test zu machen? Ich sage, jeder Mitarbeiter 
muss getestet sein, bevor er seine Arbeit aufneh-
men kann. Das wäre ja eins zu eins die Situation 
wie in Kita und Schule. Jeder, der in die Schule rein 
will, muss getestet sein. Was machen Sie mit de-
nen, die das nicht tun? Die können nicht arbeiten. 

(Zuruf Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die 
Grünen], Zuruf Bürgermeister Dr. Andreas Boven-
schulte) 

Das bedeutet, Herr Fecker, dann was, wenn die 
nicht arbeiten können? Dann bekommen sie kein 
Geld. Ist das richtig? Ist das Ihre Idee? Da geht es 
gar nicht darum, Unternehmer zu verpflichten, 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Ohne Helm 
kommen Sie auch nicht auf die Baustelle!) 

sich testen zu lassen, sondern Sie wollen die Test-
pflicht für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in Deutschland. Wenn Sie das wollen, dann sa-
gen Sie das und machen hier nicht ein Bashing von 
Unternehmerinnen und Unternehmern. 

(Beifall CDU) 

Sie wollen in Wahrheit, wenn Sie das wirklich wol-
len, nicht eine Testpflicht für Unternehmen. Ein 
Unternehmen kann sich gar nicht testen lassen, 
weil es das Virus gar nicht hat. Sie wollen eine 
Testpflicht für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Deutschland. Sie wollen, dass wer sich 
nicht testen lässt, nicht arbeiten darf. Das halten Sie 
verfassungsrechtlich für vertretbar? Das wollen Sie 
flächendeckend in Deutschland als Impuls aus Bre-
men aufnehmen? Ich glaube, meine Damen und 
Herren, wenn man die Rhetorik hinterfragt, dann 
kommt man zu dem Ergebnis, dass es nicht um eine 
Testpflicht von Unternehmen in Deutschland geht. 
Sie wollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
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Unternehmen der privaten Wirtschaft und des öf-
fentlichen Dienstes die Arbeitsdurchführung ver-
bieten, wenn sie sich nicht testen lassen. 

(Glocke) 

Das ist Ihre Auffassung. Das ist nicht meine Auffas-
sung. Ich will Menschen nicht zwingen, ich will 
ihnen nicht den Lohn entziehen, wenn sie sich 
nicht testen lassen. Ich setze auf die Freiwilligkeit, 
die Angebotspflicht für die Tests und die Freiwil-
ligkeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
dass sie entscheiden, ob sie sich testen lassen wol-
len oder eben nicht. Das verbirgt sich in Wahrheit 
hinter Ihrer politischen Rhetorik. Ich bleibe dabei: 
Für die CDU-Fraktion kommt so ein verpflichten-
des Testen mit der Forderung nach Gehaltskürzun-
gen für die, die es nicht machen, nicht in Betracht, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. – Vielen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister 
Bovenschulte, ich habe mich jetzt noch einmal ge-
meldet, nachdem Sie eine aus unserer Sicht halt-
lose Kritik an unserem Abstimmungsverhalten in 
den letzten Wochen und Monaten zu Ihren Corona-
verordnungen hier breitgetreten haben. 

Vielleicht muss ich Ihnen noch einmal erklären, 
wie das Verfahren hier in der Bremischen Bürger-
schaft ist? Es wird am Ende darüber abgestimmt, ob 
wir weiteren Veränderungsbedarf an der Corona-
verordnung sehen. 

Das sehen wir, das habe ich ausgeführt, verschie-
dene Punkte, vier Punkte zum Schluss: Geimpfte 
müssen Rechte bekommen, das haben wir übrigens 
mit der SPD in Rheinland-Pfalz längst umgesetzt. 
Der Inzidenzwert darf nicht alleine als Maßgabe 
herhalten. Wir müssen zusehen, dass wir die Wirt-
schaft fördern und zwar im Sinne von Luftreini-
gungsgeräten und Luftfiltern. Der vierte Punkt fällt 
mir gerade nicht ein, aber ich hatte ihn eben in mei-
ner Rede genannt. Dort sehen wir Veränderungs-
bedarf. 

Deswegen werden wir auf die Frage, ob wir weite-
ren Veränderungsbedarf an dieser Verordnung se-

hen, mit Ja stimmen. Nichts anderes ist unser Ab-
stimmungsverhalten und nichts anderes habe ich 
hier gesagt. Das hat auch nichts damit zu tun, dass 
wir nicht bereit sind Verantwortung zu tragen. Wir 
tragen sehr gut, auch mit der SPD zusammen, in 
Rheinland-Pfalz Verantwortung. 

Dort gibt es übrigens, Herr Bovenschulte, Maßnah-
men, Herr Röwekamp hat es gerade gesagt, für die 
Außengastronomie, das ist geregelt. Die Inzidenz-
werte steigen, deswegen kommen sie dann am 
Ende in den meisten Gebieten nicht zum Tragen, 
aber sie sind verankert in der Coronaverordnung 
und sie sind möglich. Das Gleiche in Schleswig-
Holstein. Schleswig-Holstein hat seit dem 12. April 
die Außengastronomie in Teilen geöffnet und auch 
erste touristische Öffnungen wieder möglich ge-
macht, mit einem FDP-Gesundheitsminister, dort in 
Jamaika-Koalition. Sehr vernünftig, verantwor-
tungsvoll, richtig und staatstragend, wenn ich das 
einmal so sagen darf. 

(Beifall FDP) 

Was dagegen überhaupt nicht staatstragend ist, 
und ich frage mich, was ein Wilhelm Kaisen in der 
Tradition der Bremer Sozialdemokraten gedacht 
hätte, als Sie hier gesagt haben, ich hätte mich ge-
freut – sinngemäß, ich bekomme es wörtlich gar 
nicht mehr zusammen –, ich hätte mich gefreut, 
wenn sozialplanwirtschaftlich das Impfzentrum 
aufgebaut worden wäre. Das ist Linksrhetorik, das 
hätte ich von einem sozialdemokratischen Bürger-
meister – im Rahmen der Ministerpräsidentenkon-
ferenz vertreten – nie erwartet, dass Sie hier so 
deutliche Worte und so eine Lobhudelei auf sozia-
listische Planwirtschaft sprechen, wo wir doch in 
unserer Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land gelernt haben, dass die sozialistische Planwirt-
schaft kein Erfolgsmodell war, dass sie die Men-
schen drangsaliert hat, dass sie nicht krisenfähig 
war, sondern dass sie am Ende Armut für viele, e-
her für alle bedeutet hat, Herr Bürgermeister. 

(Beifall FDP) 

Ich glaube, dabei belasse ich es. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Herr Bürgermeister Dr. Andreas Boven-
schulte. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Herr 
Präsident! Ja gut, Herr Professor Hilz, Sie haben in 
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allem Recht. Man hat mir gesagt, man sollte keine 
Ironisierung in öffentlicher Rede sagen. Ich glaube, 
es ist ganz deutlich geworden, was ich gesagt habe: 
Wir sind deshalb in Bremen auf einem guten Weg, 
weil hier so gut öffentliche Hand, Hilfsorganisatio-
nen und private Wirtschaft zusammenarbeiten. Ich 
habe den Redebeitrag des Abgeordneten Beck, der 
immer von sozialistischer Planwirtschaft sprach, 
damit ironisiert, dass ich das auch in den Mund ge-
nommen habe und habe sehr deutlich gesagt, wel-
chen Weg wir pragmatisch und ideologisch gehen 
und dass wir uns an unseren Ergebnissen messen 
lassen, genauso, wie wir unser Impfzentrum orga-
nisiert haben. Deshalb ist all das, was Sie gesagt 
haben, natürlich völlig verfehlt und an der Sache 
vorbeigegangen. Also ich empfehle, das nächste 
Mal genau zuzuhören, bevor Sie dann wieder ans 
Mikrophon gehen. 

Zweiter Punkt: Was aber eigentlich ist, ist die Frage 
der Testpflicht. Da möchte ich jetzt noch einmal sa-
gen, was für eine Situation wir in den Schulen ha-
ben, die jetzt auch durch das Bundesinfektions-
schutzgesetz rechtlich klar geregelt wird. In Klam-
mern: Übrigens eine neue Rechtslage, weil wir bis-
her keine klare Ermächtigungsgrundlage im Bun-
desinfektionsschutzgesetz für Testpflicht an den 
Schulen und auch in anderen Bereichen hatten. 

Das war ja der Grund, aus dem der bayerische Ver-
waltungsgerichtshof gesagt hatte, eine Testpflicht 
kommt nicht in Frage. Anderer Auffassung war 
dann das OVG Bautzen, also das sächsische Ober-
verwaltungsgericht. Das war der Grund dafür, dass 
ich auch an dieser Stelle hier gesagt habe, man 
muss, bevor man in den Schulen eine Testpflicht 
einführt, das rechtlich genau prüfen. Nicht weil ich 
in der Frage inhaltlich dagegen war, sondern weil 
man eine geeignete rechtliche Grundlage dafür 
braucht. Da waren die Obergerichte unterschiedli-
cher Auffassung, das wird jetzt aber endgültig im 
Bundesinfektionsschutzgesetz geklärt. 

Da wird, umgangssprachlich, für Schülerinnen und 
Schüler eine Testpflicht eingeführt, und zwar inzi-
denzunabhängig, auch bei einer Inzidenz unter 100 
und bei einer Inzidenz von 50, so ist jedenfalls der 
jetzige Entwurf. Und was heißt Testpflicht? Die 
werden nicht an den Stuhl gefesselt und dann wird 
zwangsweise ein Test durchgeführt, sondern Test-
pflicht heißt, wenn sie sich nicht testen lassen, dann 
dürfen sie nicht am Präsenzunterricht teilnehmen. 
Inzidenzunabhängig, auch bei einer Inzidenz von 
50, wird das elementare Recht, am Präsenzunter-
richt teilnehmen zu können, den Schülerinnen und 

Schülern genommen, wenn sie sich nicht testen las-
sen. 

Und warum? Warum dieser Eingriff, der natürlich 
auch noch vor den Gerichten landen wird? Warum 
dieser Eingriff? Weil man sagt, die sind ja in Prä-
senz, weil das dem Recht auf Bildung dienen soll. 
Gleichzeitig gibt es aber Infektionsgefahren. Wie 
machen wir die Schulen zu einem möglichst siche-
ren Ort? Nicht dadurch, dass sich die Hälfte der 
Schülerinnen- und Schülerschaft testen lässt und 
die andere Hälfte nicht, sondern dadurch, dass sich 
alle testen lassen, die in Präsenz vor Ort sind. Das 
ist der Hintergrund, vor dem man sagt: Damit die 
Schule offenbleibt, damit sie offenbleiben kann, 
müssen alle den Eingriff eines Testens erdulden. 
Wer das nicht möchte, der wird zu Hause im Dist-
anzunterricht beschult. 

Jetzt kommt die Frage, warum ist das an anderen 
sozialen Orten, in den Betrieben anders? Wenn 
zehn Leute in Präsenz zusammenarbeiten, dann 
sind die ja auch nur vernünftig geschützt, wenn alle 
zehn getestet sind und nicht etwa fünf getestet und 
fünf nicht getestet. Natürlich kann man auch da 
nicht sagen, ich schnalle jemanden an einem Stuhl 
fest. Was für eine absurde Vorstellung. Wenn man 
aber die betriebliche Schutzmaßnahme – Du musst 
dich testen lassen! –, nicht erfüllen will und auch 
nicht im Homeoffice arbeiten kann und Kontakt zu 
anderen am Arbeitsplatz hat, also nicht nur im Ein-
zelbüro ist oder an einem Einzelarbeitsplatz, ja 
dann kann es ja auch kein Recht geben, ungetestet 
jemand anderes möglicherweise anzustecken, son-
dern dann sagt man, dann kannst du deine Arbeit 
nicht ausüben. Das ist doch aber gar nichts Neues 
und Besonderes. 

Auch jetzt, wenn man betriebliche Schutzmaßnah-
men nicht einhält, wenn man auf einer Baustelle 
sagt, ich trage keine Sicherheitsschuhe, dann kann 
man da nicht arbeiten. Wenn man auch sonst die 
Vielfalt an betrieblichen Schutzmaßnahmen nicht 
einhält, dann ist das doch jetzt auch schon die 
Rechtsfolge. 

Das CDU-regierte Sachsen hat doch eine echte 
Testpflicht für einen begrenzten Bereich – für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Kunden-
kontakt. Diese Regelung ist Gegenstand der Recht-
sprechung des OVG Bautzen geworden. Da hat das 
Oberverwaltungsgericht gesagt, da rechtfertigt ge-
nau die Zielstellung des Infektionsschutzes eine 
solche Regelung. So stellen sich doch ganz nüch-
tern die rechtlichen und praktischen Gegebenhei-
ten dar. 
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Warum ich glaube, dass das im Interesse der Men-
schen ist und nicht gegen das Interesse: Wenn ich 
arbeiten muss, weil ich meinen Lebensunterhalt 
verdiene und nicht im Homeoffice arbeiten kann, 
sondern vor Ort und mit mehreren Menschen zu-
sammenarbeite, dann will ich doch auch möglichst 
gut gegen Ansteckung geschützt sein, wenn ich 
schon nicht im Homeoffice arbeiten kann. Dann 
möchte ich doch, dass die, die mit mir zusammen-
arbeiten auch getestet sind, damit dieser möglichst 
gute Schutz verwirklicht werden kann. 

Noch einmal: Das nützt doch auch den Unterneh-
men, denn umso weniger kommt es zu Betriebs-
schließungen. Nicht betroffen von diesen ganzen 
Maßnahmen sind doch Unternehmen, die sich im 
Lockdown befinden, also kein Geld verdienen, weil 
sie doch praktisch keine Beschäftigten in der Prä-
senz haben. 

Wenn man das einmal durchdenkt und die Ideolo-
gie aus dem Kopf herausnimmt, dann ist das eine 
ganz vernünftige, pragmatische Maßnahme, um 
den Infektionsschutz zu verbessern und um zu ver-
hindern, dass wir zu drastischeren Maßnahmen 
greifen müssen. Es gibt sehr eingehende Modellie-
rungen von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern, die darlegen, dass man dadurch das In-
fektionsgeschehen insgesamt deutlich herunter-
drücken kann. Das ist einmal sachlich betrachtet 
der Hintergrund. Deshalb, Herr Röwekamp, liegen 
Sie mit Ihrem Redebeitrag sachlich einfach dane-
ben und treffen nicht den Kern der Sache. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Einmal noch zum Beschluss der Ministerpräsiden-
tenkonferenz, dann bin ich auch durch. Ja, wir ha-
ben Ausgangsbeschränkungen als eine Möglich-
keit ab einer Inzidenz von 100, aber nicht als eine 
zwingende, sondern als eine Möglichkeit, dann 
aber nicht generalisierend, sondern gemessen an 
den Erfordernissen des Einzelfalls. Das ist ja zum 
Beispiel in Bremerhaven dann auch gezogen wor-
den als eine Möglichkeit, aber kein Automatismus 
und nicht die einzige Maßnahme. Insofern haben 
wir uns in Bremen in diesem Punkt einhundertpro-
zentig an die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-
konferenz gehalten. 

Zweitens Modellprojekte: Genau, das haben wir 
beschlossen, dass es die geben kann. Andere Län-
der haben das zwei Wochen vorher in ihre Verord-
nungen aufgenommen und haben gesagt, wir glau-

ben, die Inzidenzen bleiben stabil oder sinken, des-
halb machen wir das. In diesen Ländern werden 
jetzt die Modellprojekte alle einkassiert. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Das 
stimmt doch gar nicht!) 

Wir haben gesagt, wir sind uns nicht sicher. Dieje-
nigen, die über 100 liegen in der Inzidenz, dort wird 
alles einkassiert! 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Nein!) 

Doch! Denn es wird künftig nicht möglich sein, Mo-
dellprojekte über 100 durchzuführen. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Ja, 
wenn man unter 100 liegt, ist das möglich!) 

Ja, genau, wenn man unter 100 liegt, dann geht 
das. Aber wenn man nicht unter 100 liegt nicht. All 
diejenigen, die jetzt über 100 sind, und das sind bis 
auf Schleswig-Holstein alle, die haben Probleme 
mit ihren Modellprojekten, die können nämlich 
nicht fortgeführt werden. In Niedersachsen ist das 
der Fall, im Saarland ist das der Fall und in anderen 
Bereichen. 

Wir haben damals gesagt, wir müssen schauen, wie 
sich die Inzidenzen entwickeln, wir sind vorsichtig, 
wir bereiten das vor, aber wir können das noch 
nicht verwirklichen. Die tatsächliche Entwicklung 
hat uns leider Recht gegeben mit dieser Prognose. 
Deshalb war es nicht so, dass wir das zögerlich ge-
macht haben oder nicht handeln wollten, sondern 
dem lag eine klare Prognose der künftigen Ent-
wicklung zugrunde. Da haben wir gesagt, es ist 
jetzt die Zeit, über Modellprojekte nachzudenken, 
aber noch nicht, sie zu veranlassen. Das war die 
Haltung und genau das ist im Moment auch die 
richtige Haltung angesichts des Infektionsgesche-
hens. 

Es gab, abschließend, ein, zwei Punkte beim Kin-
dersport und bei den Kontaktbeschränkungen, da 
hat Bremen das nicht einhundertprozentig, son-
dern mit einer eigenen Interpretation umgesetzt, 
aber im Einvernehmen aller Fraktionen, so habe 
ich das wahrgenommen, weil wir das alle für sinn-
voll gehalten haben. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Insofern bleibe ich abschließend dabei, wir haben 
uns solidarisch an den Grundgedanken der Not-
bremse gehalten, wir haben sie sofort gezogen, wir 
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haben sie konsequent umgesetzt und wir werden 
uns natürlich auch an das Bundesrecht, das jetzt 
herauskommt, eins zu eins halten, weil das unser 
rechtsstaatliches Verständnis ist. – Besten Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Gemäß § 62 Absatz 7 unserer Geschäftsordnung 
lasse ich zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU mit der Drucksachen-Nummer 
20/909 abstimmen. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, M.R.F., Abgeordneter Peter Beck [LKR], 
Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeord-
neter Jan Timke [BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

(FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Änderungsantrag ab. 

Ich lasse nun darüber abstimmen, ob die Bürger-
schaft (Landtag) einen weiteren Aufhebungs- oder 
Änderungsbedarf an der Fünften Änderungsver-
ordnung der 24. Coronaverordnung sieht. 

Wer seine Zustimmung geben möchte, dass kein 
weiterer Aufhebungs- oder Änderungsbedarf be-
steht, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen FDP, M.R.F., Abgeordneter Pe-
ter Beck [LKR], Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD], Abgeordneter Jan Timke [BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt, dass sie keinen weiteren Aufhebungs-  
oder Änderungsbedarf an der Fünften Änderungs-
verordnung der 24. Coronaverordnung sieht. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Vierten Änderungsverordnung der 24. Corona-
verordnung mit der Drucksachen-Nummer 20/897 
und der Mitteilung des Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsausschusses mit der Drucksachen-
Nummer 20/898 Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Sitzung 
schließe, möchte ich Ihnen noch mitteilen, dass wir 
morgen ein historisches Datum haben. Morgen vor 
75 Jahren ist die erste konstituierende Sitzung der 
Bremischen Bürgerschaft, am 17. April 1946, einbe-
rufen worden. Wir wollten das hier in einem großen 
Festakt feiern, der Bundestagspräsident, Dr. Wolf-
gang Schäuble, hatte zugesagt. 

Auch diese Festveranstaltung ist leider der Corona-
pandemie zum Opfer gefallen. Ich bin mir aber si-
cher, dass wir vielleicht, wenn es das Infektionsge-
schehen zulässt, dann im Herbst die erste frei ge-
wählte Bremische Bürgerschaft in einem Festakt 
würdigen können. Insofern fällt das morgen aus, 
aber ich bin guter Dinge, dass wir im Herbst ganz 
anders reden und noch andere Veranstaltungen 
durchführen können. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und 
wünsche Ihnen ein schönes Wochenende! 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluss der Sitzung 12:30 Uhr) 
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